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- Türkei: Leben nach dem Erdbeben 
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Aufruf an die neu gewählten EU-Abgeordneten

Für eine Europäische Union
ohne Atomwaffen!

Die EU braucht eine eigene
atomare Abschreckung!
Joschka Fischer (Grüne), ehem. Bundesaußenminister

Nukleare Abschreckung ist ein
unumgängliches Element der
Verteidigung des europäischen
Kontinents!
Emmanuel Macron, Präsident der Republik Frankreich

Wir brauchen die
europäische Atomwaffe!
Manfred Weber, Fraktionsvorsitzender der EVP

Helfen Sie uns, die Eurobombe zu verhindern!

Jede atomare Aufrüstung der EU wäre ein massiver
Verstoß gegen den Nichtverbreitungsvertrag und
würde das Risiko eines Atomkrieges weiter erhöhen.
Frieden und Sicherheit lassen sich nicht mit noch
mehr Atomwaffen erreichen, sondern nur durch
Rüstungskontrolle und Entspannungspolitik.

Senden Sie daher jetzt unseren Aufruf
»Eurobombe stoppen!« an die neu gewählten
Abgeordneten im Europaparlament!

Kostenlose Faltblätter mit dem Aufruf können Sie bestellen bei Ohne Rüstung Leben
Arndtstraße 31 • 70197 Stuttgart • Tel. 0711 608396 • orl-info@gaia.de • und unter

www.ohne-ruestung-leben.de/mitmachen
Spenden für diese Aktion: Ohne Rüstung Leben • DE96 5206 0410 0000 4165 41

Eine Kooperation von Ohne Rüstung Leben, IPPNW und dem Trägerkreis »Atomwaffen abschaffen – bei uns anfangen!«

Aufruf analleKandidierendenu
nd

AbgeordnetendesEU-Parlamentes

PARTNER
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EDITORIAL

Dr. Robin Maitra ist 
Vorstandsmitglied der 
deutschen IPPNW.

Die ökologische Krise, von der die Erderhitzung 
und der Verlust der Artenvielfalt nur die be-

deutsamsten Aspekte sind, ist die Megakrise unse-
res Jahrhunderts. Von der Intaktheit unserer Um-
welt hängen menschliche Gesundheit, Wohlergehen 
und Prosperität in entscheidendem Maße ab.
Inzwischen werden in fast jedem Monat und Jahr neue Hitzerekorde vermeldet. In 
Deutschland ist die Temperatur seit 1881 um 1,8°C gestiegen und liegt damit bereits 
deutlich über den Zielen des Pariser Klimagipfels von 2015. Die Zeit wird knapper, in 
der ohne weitgehende Beschränkung eigener Bedürfnisse eine gutes Klimakonzept und 
eine Reduktion der Treibhausgasemissionen wirksam werden kann.

Dieter Lehmkuhl widmet sich in seiner Analyse dem derzeitigen Rollback in der Klima-
politik: Warum handelt die Gesellschaft angesichts der ökologischen Bedrohung nicht 
angemessen – und was gibt es für Lichtblicke, die einen transformativen Wandel in 
Aussicht stellen?

In Kenia betreffen die Auswirkungen des Klimawandels insbesondere vulnerable Be-
völkerungsgruppen. Dennis Opondo, Harrison Kuria Karime und Victor Chelashow von 
der IPPNW Kenia schildern, wie sich der Gesundheitsbereich auf die Anforderungen der 
Klimakrise vorbereitet. Wir berichten auch über Klimaschutzmaßnahmen im deutschen 
Gesundheitswesen: Hier haben sich die ersten Gemeinden auf den Weg gemacht, be-
teiligte Akteure zu vernetzen und regionale Aktionspläne zu entwickeln.

Laura Wunder gibt einen Überblick über die verheerenden Umweltauswirkungen des 
Krieges in Gaza. So hatten Anfang 2024 70 Prozent der Einwohner*innen Gazas kein 
sauberes Trinkwasser mehr. Über dies und vieles mehr berichtete der britische Geograf 
Benjamin Neimark in einem Onlinevortrag, den er im April 2024 bei der IPPNW hielt.

Die Fotos zu diesem Forum-Schwerpunkt stammen vom UN Development Programme 
und zeigen Bäuerinnen aus Simbabwe, die sich über klimafreundliche Landwirtschaft 
fortbilden. Frauen – die in der Landwirtschaft lange marginalisiert waren – treiben die 
Transformation des Sektors an. Sie stellen sich den Herausforderungen der Klimakrise 
und entwickeln wirtschaftliche Unabhängigkeit und Resilienz.

Eine anregende Lektüre wünscht –  
Ihr Dr. Robin Maitra

»
»
»

Aufruf an die neu gewählten EU-Abgeordneten

Für eine Europäische Union
ohne Atomwaffen!

Die EU braucht eine eigene
atomare Abschreckung!
Joschka Fischer (Grüne), ehem. Bundesaußenminister

Nukleare Abschreckung ist ein
unumgängliches Element der
Verteidigung des europäischen
Kontinents!
Emmanuel Macron, Präsident der Republik Frankreich

Wir brauchen die
europäische Atomwaffe!
Manfred Weber, Fraktionsvorsitzender der EVP

Helfen Sie uns, die Eurobombe zu verhindern!

Jede atomare Aufrüstung der EU wäre ein massiver
Verstoß gegen den Nichtverbreitungsvertrag und
würde das Risiko eines Atomkrieges weiter erhöhen.
Frieden und Sicherheit lassen sich nicht mit noch
mehr Atomwaffen erreichen, sondern nur durch
Rüstungskontrolle und Entspannungspolitik.

Senden Sie daher jetzt unseren Aufruf
»Eurobombe stoppen!« an die neu gewählten
Abgeordneten im Europaparlament!

Kostenlose Faltblätter mit dem Aufruf können Sie bestellen bei Ohne Rüstung Leben
Arndtstraße 31 • 70197 Stuttgart • Tel. 0711 608396 • orl-info@gaia.de • und unter

www.ohne-ruestung-leben.de/mitmachen
Spenden für diese Aktion: Ohne Rüstung Leben • DE96 5206 0410 0000 4165 41

Eine Kooperation von Ohne Rüstung Leben, IPPNW und dem Trägerkreis »Atomwaffen abschaffen – bei uns anfangen!«

Aufruf analleKandidierendenu
nd

AbgeordnetendesEU-Parlamentes

PARTNER



4

IAEA-Gipfel:
Gefährliche Atom-Fantasien

16

Israel-Palästina: 
Wir weigern uns, 
Feinde zu sein

Unverhältnismäßig: 
Abschiebung aus der 
Psychiatrie 

Klimabewegung:
Wie geht es weiter?

Adiyaman: Leben nach dem Erdbeben....................................................8

Mythos „Targeted Killing“..............................................................................10 

Iran-Israel: Flächenbrand mit atomarem Eskalationspotential.. 12

„We are survivors“: ICAN-Bildungsreise nach Kasachstan.........14

Die nukleare Kette: Atomtests in Semipalatinsk..............................15

Gefährliche Atom-Fantasien.........................................................................16

Aus der Psychiatrie in den Abschiebeflieger..................................... 18

Simbabwe: Bäuerinnen im Aufwind....................................................... 20

Kenia: Klima und Gesundheit.................................................................... 22

Schwierige Zeiten für Klima- und Umweltschutz............................24

Hitzeschutzmaßnahmen im deutschen Gesundheitswesen..... 27

Klima- und Umweltfolgen des Gazakrieges....................................... 28

 

UN Civil Society Conference in Nairobi............................................... 30

Editorial.......................................................................................................................3

Meinung......................................................................................................................5

Nachrichten..............................................................................................................6

Aktion........................................................................................................................31

Gelesen, Gesehen.............................................................................................. 32

Gedruckt, Geplant, Termine........................................................................ 33

Gefragt: Rolf Bader..........................................................................................34

Impressum/Bildnachweis.............................................................................. 33

INHALT

THEMEN

SCHWERPUNKT

WELT

RUBRIKEN
2418

24

Sa
ul

o 
Za

ya
s 

/ p
ex

el
s.

co
m

 ©
 E

ric
 d

e 
M

ild
t /

 G
re

en
pe

ac
e



5

MEINUNG

Im Mai 2024 kündigte der  
russische Präsident Wladimir Putin 

atomare Übungen an der ukrainischen 
Grenze an. Die IPPNW warnte  
erneut vor einer Eskalation des  

Ukrainekrieges zum Atomkrieg.

A
lle Atomwaffenstaaten müssten sich in einem ersten 
Schritt vertraglich verbindlich verpflichten, auf einen 
Ersteinsatz von Atomwaffen zu verzichten und Atom-
waffen aus der höchsten Alarmbereitschaft zu nehmen. 

Mit diesem Vorschlag, die chinesische Atomwaffendoktrin des 
„No first use“ aufzugreifen, sollten die Atomwaffenstaaten USA, 
Großbritannien und Frankreich auf Russland zugehen. Ein sol-
ches Vorgehen könne zudem die geopolitische Rivalität zwischen 
China und den USA entspannen.

„Taktische“ Atomwaffen sind bei weitem nicht harmlos – sie kön-
nen bis zu 20 Mal zerstörerischer sein als die Bombe, die die USA 
auf Hiroshima abgeworfen haben. Damit sollen die russischen 
Atomübungen Militärpersonal darauf trainieren, innerhalb von Se-
kunden Massenmorde an Zivilist*innen zu begehen.

Die glaubhafte Drohung mit Atomwaffen ist ein integraler Be-
standteil der nuklearen Abschreckung. Alle Atomwaffenstaaten 
üben regelmäßig Einsatzszenarien mit Atomwaffen, modernisie-
ren ihre Arsenale und entwickeln die politischen Rahmenbedin-
gungen, um Atomwaffen als glaubhaftes Mittel der Außenpolitik 
zu stärken. Die jüngsten russischen Drohungen wie auch die jähr-
lichen Steadfast-Noon-Manöver der NATO oder die nordkoreani-
schen Raketentests sollen genau diesen Zweck erfüllen. 

Ein nüchterner Blick auf diese Entwicklungen zeigt, dass Atom-
waffen als Instrument der Einschüchterung und Erpressung funk-
tionieren, nicht als Stabilisierungsfaktoren. Solange Atomwaffen 
als legitimes Mittel der Außenpolitik gelten, besteht die Gefahr, 
dass Staatschefs wie Putin oder Kim Jong Un diese Waffen auch 
einsetzen. Drohungen mit Atomwaffen sollten daher konsequent 
und kategorisch verurteilt werden, um die Waffen und deren Be-
sitzerstaaten zu stigmatisieren. 

Um jedoch glaubhaft nukleare Drohungen zu verurteilen, ist der 
Beitritt zum Atomwaffenverbotsvertrag (AVV) nötig. Der AVV ist 
der einzige multilaterale Vertrag, der Atomwaffen verbietet und 
einen konkreten Fahrplan hin zu einer Welt ohne Atomwaffen be-
reit hält. Wenn wir Atomwaffen delegitimieren wollen, müssen wir 
dafür sorgen, dass alle Staaten dem Atomwaffenverbotsvertrag 
beitreten. 

Dr. Inga Blum 
ist Mitglied im 
internationalen  
Vorstand der IPPNW.
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Zivilgesellschaft ist gemeinnützig!

 NACHRICHTEN

Anlässlich der Civil Society Conference 
der Vereinten Nationen, die am 9. und 

10. Mai 2024 in Nairobi (Kenia) stattfand, 
mahnte die IPPNW Deutschland weitrei-
chende Reformen in der Struktur der UN an. 
Die Vereinten Nationen seien in ihrer jetzigen 
Form nicht in der Lage, angemessen auf die 
existenziellen Bedrohungen durch Atomwaf-
fen oder die Klimakrise zu reagieren.

Die fünf Vetomächte im UN-Sicherheits-
rat sind alle Atomwaffenstaaten, die zwar 
den Atomwaffensperrvertrag unterzeich-
net haben, aber die daraus resultierende 
Verpflichtung zur Abrüstung der Atomwaf-
fen bis heute nicht eingelöst haben. Die 
IPPNW fordert daher eine stärkere Reprä-
sentanz der atomwaffenfreien Staaten im 
UN-Sicherheitsrat. Daher solle ein Staat, 
der den Atomwaffenverbostvertrag unter-
zeichnet habe, in die Gruppe der ständi-
gen Mitglieder aufgenommen werden.

Der UN-Atomwaffenverbotsvertrag und 
der Prozess, wie dieser in Kraft getreten 
ist, könne als Wegweiser dienen, um die 
notwendigen Veränderungen in der Struk-
tur des derzeitigen Sicherheitsrates einzu-
leiten und atomwaffenfreien Stimmen eine 
Vertretung im Sicherheitsrat zu geben.

An der Konferenz nahmen über 500 
NGOs von allen fünf Kontinenten, Bot-
schafter*innen und auch Präsident*innen 
afrikanischer Staaten teil. Die Ergebnisse der 
Konferenz fließen in den Zukunftsgipfel der 
UN in New York im im September 2024 ein.
 
Mehr auf S. 30 und 34 sowie unter:  
www.un.org/en/summit-of-the-future

UN: IPPNW fordert Repräsentanz 
atomwaffenfreier Staaten

Die IPPNW öffnet sich für 
weitere Gesundheitsberufe

Über 405.000 Menschen haben seit dem 
Attac-Urteil die Unterschriftensammlung 

„Zivilgesellschaft nützt der Gemeinschaft: 
Politische Beteiligung ist gemeinnützig!“ un-
terschrieben, die die Allianz „Rechtssicher-
heit für politische Willensbildung“ ins Leben 
gerufen hatte. Die Unterschriften sollen bald 
an Bundesfinanzminister Christian Lindner 
übergeben werden. 

Im April 2014 erkannte das Finanzamt 
Frankfurt Attac die Gemeinnützigkeit ab, 
mit der Begründung, das Netzwerk agie-
re zu politisch. Campact und Change.org 
folgten. Nacheinander verloren kleine und 
große Organisationen und Vereine die Ge-
meinnützigkeit, weil sie sich „politisch ein-
mischen“.

Die Allianz „Rechtssicherheit für politische 
Willensbildung“ ist ein Zusammenschluss 
von fast 200 Vereinen und Stiftungen, 
der sich für ein modernes Gemeinnützig-
keitsrecht einsetzt, das demokratisches 
zivilgesellschaftliches Engagement fördert, 
statt es zu behindern. Aktuell sind Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft, die sich 
regelmäßig politisch äußern, ständig der 
Gefahr ausgesetzt, ihre Gemeinnützigkeit 
zu verlieren. Das will die Allianz ändern 
und Rechtssicherheit durch gesetzliche 
Klarstellungen schaffen: „Die Forderun-
gen des Appells sind eigentlich das, was 
die Ampel-Koalition vereinbart hat. Doch 
im bekannt gewordenen Entwurf des Jah-
ressteuergesetzes aus dem Hause Lindner 
ist nichts davon drin.“ 

Unterschreiben unter:  
zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

Die IPPNW öffnet sich erstmals seit 
ihrer Gründung im Jahr 1982 für an-

dere Berufsgruppen aus dem Gesund-
heitswesen. Das haben die Ärztinnen und 
Ärzte sowie Medizinstudierenden auf der 
Mitgliederversammlung am 27. April 2024 
in Frankfurt am Main beschlossen. Neben 
Medizinstudierenden und approbierten 
Psycholog*innen sind nun unter ande-
rem auch Pflegekräfte, Apotheker*innen, 
medizinisch-technische Assistent*innen, 
Hebammen oder Notfallsanitäter*innen 
eingeladen, Vollmitglied bei der IPPNW zu 
werden.

Die ärztliche Sonderstellung, die die Ärz-
teschaft im Medizinsystem früher hatte, 
habe so keinen Bestand mehr, lautete die 
Begründung. Heute gebe es eine starke 
Akademisierung auch anderer Berufs-
gruppen im Gesundheitswesen. Damit 
folgt die deutsche Sektion den vielen 
internationalen IPPNW-Sektionen nach, 
die diesen Schritt bereits getan haben. So 
zum Beispiel die US-amerikanische Sek-
tion „Physicians for Social Responsibility“ 
oder die britische Sektion „Medact“.

Die IPPNW engagiert sich für eine men-
schenwürdige Welt frei von atomarer Be-
drohung und für Frieden weltweit. Sie setzt 
sich ein für die Ächtung jeglichen Krieges, 
für gewaltfreie, zivile Formen der Konflikt-
bearbeitung, für den Erhalt unserer natür-
lichen Lebensgrundlagen und die gerech-
te Verteilung von Ressourcen sowie für ein 
soziales und humanes Gesundheitswesen.

Mehr im Forum intern, S.8f..
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 NACHRICHTEN

IPPNW kritisiert Einreiseverbot für 
britisch-palästinensischen Arzt

Am 12. April 2024 wurde dem britisch-
palästinensischen Chirurgen Dr. Ghas-

san Abu Sittah, Rektor der Universität 
Glasgow, die Einreise nach Deutschland 
verweigert. Die IPPNW protestierte gegen 
die verweigerte Einreise und das politische 
Betätigungsverbot in einen Brief an Bun-
desinnenministerin Faeser. Sie forderte die 
Bundesregierung auf, offenzulegen, auf wel-
che rechtliche Grundlage sie sich stütze. 

Abu Sittah ist ein mehrfach ausgezeich-
neter plastischer Chirurg, Experte für trau-
matische Verletzungen und war bereits an 
vielen Kriegsschauplätzen im Einsatz. Auf 
dem Palästinakongress in Berlin wollte er 
über seine Tätigkeit für Ärzte ohne Gren-
zen (MSF) im Shifa- und im Ahli-Kran-
kenhaus in Gaza berichten, wo er sechs 
Wochen lang Verwundete behandelt hat.

Abu Sitta hatte unter anderem über die Zu-
stände im Al-Shifa-Krankenhaus berichtet. 
Dort ist in den letzten Wochen ein schreck-
liches Ausmaß an Zerstörung ans Licht ge-
kommen. Es gibt Berichte über den Fund 
von 300 Toten, Folter und Massenexekuti-
onen. Laut Augenzeugen begrub das israe-
lische Militär Leichen mit Raupenfahrzeu-
gen. Mitarbeiter*innen einer benachbarten 
MSF-Klinik bestätigten diese Angaben. 
Das Al-Shifa-Krankenhaus war mit ca. 
700 Betten eines der größten und wich-
tigsten Krankenhäuser des Gazastreifens. 

Inzwischen hat das Verwaltungsgericht 
Potsdam in einem Eilbeschluss das Schen- 
gen-Einreiseverbot für den Arzt gekippt. 
Diese Entscheidung hat EU-weite Bedeu-
tung.

Ärztetag fordert Gesundheitskarte 
für Geflüchtete

Der 128. Deutsche Ärztetag hat Ver-
antwortliche in Bund und Ländern 

aufgefordert, auf eine flächendeckende 
Versorgung Geflüchteter mit einer elek- 
tronischen Gesundheitskarte hinzuwirken. 
Ein entsprechender Beschluss des Ärzte-
tages kritisiert, dass Geflüchtete bis zum 
Abschluss ihres Asylverfahrens nur einen 
eingeschränkten Anspruch auf die Gewäh-
rung von Gesundheitsleistungen haben. 
Die Erlangung medizinischer Leistungen 
sei für sie durch den komplizierten Zugang 
erheblich erschwert. 

Obwohl im Koalitionsvertrag vereinbart 
wurde, „den Zugang für Asylbewerberin- 
nen und Asylbewerber zur Gesundheits-
versorgung unbürokratischer zu gestal-
ten“, hat die Ampelkoalition die Asylge-
setzgebung massiv verschärft. Anfang des 
Jahres hat sie auch den Zeitraum, in dem  
Flüchtlinge geringere Leistungen bezie-
hen, von 18 auf 36 Monate verlängert – 
diese Änderung werde zur erheblichen 
Verlängerung der derzeit bereits hohen 
Wartezeiten im Gesundheitsbereich füh-
ren. Damit bestehe die Gefahr, dass die 
Verschleppung notwendiger Behandlun-
gen zu einer vermeidbaren Verschlim-
merung von Krankheitsverläufen und zur 
Chronifizierung führe. Eine elektronische 
Gesundheitskarte für Geflüchtete mit de-
finierten Leistungs- und Abrechnungs-
kriterien vereinfache und verbessere die 
Behandlung Geflüchteter. Sie erleichtere 
den Zugang zur Gesundheitsversorgung 
während der Wartezeit und könnte zumin-
dest die negativen Konsequenzen der jetzt 
beschlossenen Ausweitung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes etwas abmildern.

Wegen Zivilen Ungehorsams auf dem 
Atomwaffen-Stützpunkt Büchel stan-

den am 13. Mai 2024 zwei Friedensakti-
vist*innen vor Gericht. Die beiden hatten 
sich vor einem Jahr an einem gewaltfrei-
en Sit-in beteiligt. Dafür wurden sie vom 
Amtsgericht Cochem zu jeweils 60 Tages-
sätzen wegen Hausfriedensbruchs ver-
urteilt.

Die Angeklagten argumentierten, mit der 
atomaren Teilhabe Deutschlands und dem 
täglichen Üben eines Atomwaffenabwur-
fes durch deutsche Soldat*innen verstoße 
die Bundesrepublik Deutschland gegen 
Völkerrecht und Grundgesetz. Das Völker-
recht verbiete den Einsatz und die Dro-
hung mit dem Einsatz dieser gefährlich-
sten Massenmordwaffe ohne Ausnahme. 
Mit der atomaren Teilhabe verstoße die 
Bundesrepublik Deutschland zudem ge-
gen den Artikel 2 des Nichtverbreitungs-
vertrages (NPT) sowie den Einigungsver-
trag (Zwei-plus-Vier-Vertrag). 

„Das Grundgesetz bestimmt klar, dass die 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts den 
Bundesgesetzen vorgehen“, so Friedens-
aktivist Ernst-Ludwig Iskenius. Deshalb 
forderten die Angeklagten das Gericht auf, 
mit einer Richtervorlage an das Bundes-
verfassungsgericht Klarheit über diese 
Rechtsbrüche deutscher Atomwaffenpoli-
tik herbeizuführen. Leider lehnte es das 
Gericht, wie auch bei anderen Prozessen 
zu diesem Thema, ab, sich mit diesen Fra-
gen zu beschäftigen. 

Erneut Atomwaffengegner*innen 
wegen Sit-in vor Gericht
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FRIEDEN

Adiyaman: Leben nach  
dem Erdbeben

Zu Besuch bei der Ärzte- und Anwaltskammer in der Krisenregion

U
nsere kurdischen Freunde aus 
Diyarbakir arbeiten mit ihren 
NGOs in Adiyaman. Letztes Jahr 
 war eine Reise dorthin für uns 

nicht möglich. In diesem Jahr konnten wir 
uns einen Eindruck verschaffen. Die Fahrt 
von Diyarbakir dauert etwa zweieinhalb 
Stunden. Zwei kurdische Freund*innen 
fuhren uns, zwei weitere kamen in Adiya-
man dazu. Wir hatten im März 2024 Ter-
mine bei der Rechtsanwaltskammer, einem 
Kinderprojekt, bei der Ärztekammer, bei 
einer Plattform für die Erdbebenhilfe ver-
schiedener NGOs und der Gewerkschaft 
für den Öffentlichen Dienst KESK.

Von unseren Fahrzeugen aus konnten 
wir einen Eindruck von den Zerstörungen 
und Beschädigungen und vom Ausmaß 
des Wiederaufbaus gewinnen. Wir sahen 
viele Baulücken, teilweise noch mit Ge-
röll. Viele Häuser erschienen nur auf den 
ersten Blick intakt. Auf den zweiten Blick 
sahen wir, dass sie Risse hatten. Dennoch 
waren sie teilweise bewohnt. Bauarbeiten 
konnten wir auch sehen, allerdings nach 
meinem Eindruck nur in mäßigem Um-
fang. Später hörten wir bei unseren Ge-
sprächen, dass der Wiederaufbau nur 
schleppend vorankomme.

Adiyaman hatte vor dem Erdbeben rund 
550.000 Einwohner*innen. Von verschie-
dener Seite hörten wir, dass die türkische 
Regierung die Zahl der Toten mit 9.000 
beziffere, tatsächlich jedoch zwischen 
78.000 und 80.000 Menschen ums 
Leben gekommen seien. Dies sei eine 
grobe Schätzung von NGOs, die Statis-
tiken über nicht mehr erreichbare Tele-
fon- und Handyanschlüsse ausgewertet 

hätten. Viele, die wir treffen, haben An-
gehörige verloren und leben in Contai-
nern. Vor allem die Ärzt*innen und An-
wält*innen wirken auf mich traurig und 
angespannt. Nur die syrischen Flücht-
lingskinder im Kinderprojekt sind fröhlich 
und zeigen uns stolz ihre Kunstwerke.

Das repräsentative Bürohaus der Rechts-
anwaltskammer hat das Erdbeben unbe-
schädigt überstanden. Aber, so erfahren 
wir vom Präsidenten der Anwaltskammer, 
80 % der Anwaltsbüros wurden zerstört. 
Zunächst war eine berufliche Tätigkeit 
kaum möglich. Wie viele andere wurden 
auch die Anwält*innen in Zelten und spä-
ter Containern untergebracht und waren 
von täglichen Essensrationen abhängig. 
Inzwischen stehen viele vor dem finanziel-
len Ruin: Ein Großteil ihrer Mandant*innen 
ist entweder ums Leben gekommen oder 
fortgegangen oder hat kein Geld.

Von den Ärzten werden wir vor Containern 
empfangen. Sie berichten uns, dass das 
Kinder- und Geburtskrankenhaus und an-
dere Gesundheitseinrichtungen zerstört 
wurden und nur ein Krankenhaus erhalten 
blieb. Ca. 18.300 Menschen haben blei-
bende Schäden erlitten. Die Ärzt*innen 
waren Tag und Nacht im Einsatz. Vom Prä-
sidenten der Ärztekammer erfahren wir, er 
habe nach dem Verlust mehrerer Angehö-
riger Medikamente genommen, um arbei-
ten zu können. Für eine psychologische 
Behandlung sei gar keine Zeit gewesen.

Behinderung von Hilfseinsätzen

Bei unserem Besuch in Van und Diyarba-
kir im letzten Jahr hörten wir viele Klagen, 

dass der staatliche Katastrophenschutz-
dienst AFAD zu spät und unzureichend 
ausgestattet in die Erdbebenregion ge-
kommen sei. Das wird auch durch unsere 
Gesprächspartner in Adiyaman bestätigt. 
Ein erstes Hilfsteam sei nach vier Tagen 
aus Finnland eingetroffen. Als der AFAD 
dann dagewesen sei, habe er jegliche Zu-
sammenarbeit mit nicht dem Regierungs-
lager nahestehenden Organisationen ab-
gelehnt und sie sogar blockiert.

Bei der KESK erfahren wir, die Polizei habe 
Vermieter von Depots für Hilfslieferungen 
gezwungen, den Hilfsorganisationen zu 
kündigen. Hilfsteams aus Diyarbakir und 
Batman seien von der Polizei gestoppt 
und sogar zusammengeschlagen worden.

V on den Vertreter*innen der Anwalts-
kammer wird uns mitgeteilt, reiche Ge-

schäftsleute seien in die Containerstädte 
gefahren und hätten dort Geldgeschenke 
„mit einem lieben Gruß von der Regierung“ 
verteilt. Die Container, die regierungsnahe 
Kreise von AFAD erhalten hätten, seien 
gut ausgestattet. Dagegen habe der AFAD 
der Anwaltskammer für ihre Mitglieder nur 
einen einzigen Container mit sehr kleinen 
Räumen und ohne Stromversorgung zur 
Verfügung gestellt.

Das Leben in Containern auf engem 
Raum erhöht das Risiko von Krankheiten 
und führt zu Spannungen unter den Men-
schen, die dort wohnen. Von einer Sozial-
arbeiterin erfahren wir, dass ihre Organi-
sation durch Aufklärung der Familien und 
Verteilung von Cremes und Shampoos 
gegen die Ausbreitung von Läusen und 
Krätze kämpft. Andere berichten, häusli-
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che Gewalt habe extrem zugenommen. Es 
gibt eine hohe Rate von Scheidungen. Die 
Zahl der Selbstmorde, vor allem von älte-
ren Menschen, hat sehr stark zugenom-
men. Bei KESK erfahren wir, dass allein im 
Februar 2024 zehn Menschen Selbstmord 
begangen haben, Selbstmordversuche 
nicht mitgerechnet, ein Großteil von ihnen 
älter als 65 Jahre. Wer die Möglichkeit 
dazu hat, zieht daher in andere Regionen 
der Türkei oder ins Ausland. Die massive 
Abwanderung von Ärzt*innen belastet die 
Gesundheitsversorgung zusätzlich.

Juristische Aufarbeitung der 
Verantwortlichkeit für die 
Folgen des Erdbebens

Der Präsident der Anwaltskammer be-
richtet uns, die Gerichte begönnen nun 
mit Verfahren gegen Bauherren, in de-
nen Schadensersatzansprüche geltend 
gemacht würden. Verfahren gegen Be-
hördenmitarbeiter*innen, die für die Be-
bauungspläne zuständig gewesen seien, 
hätten die Gerichte bislang jedoch nicht 
zugelassen. 2021 habe es eine Untersu-
chung des AFAD gegeben, der vor schwe-
ren Erdbeben in Adiyaman gewarnt und 
eine Einstufung als Erdbebengebiet ersten 
Grades für erforderlich gehalten habe. 
Tatsächlich sei Adiyaman aber als Erdbe-
bengebiet zweiten Grades eingestuft wor-
den. Wegen dieser Falscheinstufung gebe 
es bisher vor keinem Gericht ein Verfah-
ren. Vielmehr werde die Schuld auf den 
privaten Sektor, nämlich Bauherren und 
Architekten, abgeladen, die sich an der 
Einstufung als Erdbebengebiet zweiten 
Grades orientiert hätten.

Verringerung der Bandbrei-
te des Mobilfunknetzes

Bei unserem Gespräch mit den Vertretern 
der Ärztekammer und der KESK wurden 
wir auch darauf aufmerksam gemacht, 
dass die türkische Telekommunikations-
behörde zwei Tage nach dem Erdbeben, 
am 8. Februar 2023 die Bandbreite des 
Mobilfunknetzes für mehrere Stunden 
beschränkt hat. Menschen, die unter 
den Trümmern lagen, hätten deshalb ihr 
Mobiltelefon nicht nutzen und Angehö-
rige nicht kontaktieren können. Bei der 
Ärztekammer heißt es, zu jener Zeit hät-
ten verschüttete Menschen noch gelebt, 
die später erfroren seien. Meine spätere 
Recherche ergibt, dass die Nachrichten-
agentur Reuters darüber am 9. Februar 
2023 berichtet und mitgeteilt hat, dass die 
Sperre nach zwölf Stunden wieder aufge-
hoben wurde.

Einer unserer Gesprächspartner bei KESK 
erklärt, der Minister für Transport und In-
frastruktur Abdulkadir Uraloglu habe die 
Maßnahme in einem Interview mit einem 
Journalisten gerechtfertigt und erklärt, die 
Regierung habe sie anordnen müssen, 
weil andernfalls ihr Ansehen beschädigt 
worden wäre. In Ankara werde ich auf Prof. 
Dr. Akdeniz von der Vereinigung für Mei-
nungsfreiheit hingewiesen, der versucht, 
herauszufinden, wie und warum die Ent-
scheidung zur Verengung des Frequenz-
bandes getroffen wurde. Unter Berufung 
auf das 2003 von der Großen Türkischen 
Nationalversammlung verabschiedete Ge-
setz über den Zugang zur Information hat 
er unmittelbar nach dem Vorfall einen An-
trag auf Auskunftserteilung bezüglich der 

Banddrosselung gestellt. Ihm wurde ledig-
lich geantwortet: „Aufgrund der Tatsache, 
dass Desinformations- und Manipulations-
veröffentlichungen, die den Kampf gegen 
die Erdbebenkatastrophen … direkt be-
einflussen und manchmal stören, Angst, 
Panik und Unordnung in der Gesellschaft 
verursachen können, wurden im Rahmen 
des zehnten Absatzes von Artikel 60 des 
Gesetzes über die elektronische Kommu-
nikation Nr. 5809 die notwendigen Maß-
nahmen ergriffen, die vom Richter geneh-
migt wurden.“ 

Daraufhin hat Akdeniz beim 15. Verwal-
tungsgericht Ankara Klage erhoben und 
beantragt, dass ihm Kopien der maß-
geblichen Beschlüsse zugeleitet werden. 
Die Klage war erfolgreich. Jedoch ist 
das Verfahren noch nicht rechtskräftig 
abgeschlossen. Prof. Akdeniz ist ein be-
harrlicher Streiter für das Recht auf Mei-
nungsfreiheit nach Art. 10 EMRK. In zwei 
Beschwerdeverfahren vor dem EGMR war 
das Gericht der Auffassung, dass ihm die 
Opfereigenschaft im Sinne von Art. 34 
EMRK fehle und die Beschwerde damit 
nicht zulässig sei. Seine dritte Beschwer-
de ist absehbar, wenn die höheren Instan-
zen in der Türkei anders als das Verwal-
tungsgericht Ankara entscheiden.

Ingrid Heinlein 
 ist Sprecherin 

der Fachgruppe 
Internationales 

der Neuen Rich-
tervereinigung 

und reiste 2023 
und 2024 mit  
der IPPNW in 

 den Südosten 
der Türkei.
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D
ieser Beitrag stützt sich auf die 
investigative Recherche des 
israelischen Journalisten und 
Filmemacher Yuval Abraham 

zu dem KI-gestützten System „Lavender“, 
die am 3. April im israelisch-palästinensi-
schen Magazin +972 veröffentlicht wurde. 
Sie folgte auf Abrahams Recherche vom 
November 2023 zu einem KI-gestützten 
Befehls-, Kontroll- und Entscheidungsun-
terstützungssystem des israelischen Mili-
tärs (IDF), „The Gospel“, zur Markierung 
von Gebäuden, aus denen heraus Hamas-
Kämpfer operieren. „Lavender“ dagegen 
markiert nicht Gebäude oder Landstriche, 
sondern Menschen. Es wird eingesetzt, 
um Militärs der Hamas und des islami-
schen Dschihad zu identifizieren und er-
stellt eine Liste von Personen, die getötet 
werden sollen. Laut Zeugenaussagen 
würden vor allem die Wohnungen ange-
griffen – nachts, wenn normalerweise die 
ganze Familie anwesend ist, da sie in den 
Wohnungen leichter zu lokalisieren sei-
en. Dazu werde u.a. ein weiteres System 
„Where is Daddy?“ aktiviert, was die Ver-
dächtigen verfolgt und nach Betreten des 
Hauses bombardiert.

Erinnerungen an den „War on Terror“

Nicht wenige Formulierungen, die Yuval 
Abraham und die interviewten Soldat*in-
nen benutzen, erinnern an die Hoch-Zeit 
des War on Terror der USA nach dem elf-
ten September 2001. Das Töten von Fa-
milien als Kollateralschäden, maschinell 
generierte Todeslisten, die Senkung der 
Schwelle bei der Definition eines Terrori-
sten, die erzeugte psychische Distanz, das 
falsche Versprechen von „gezielten Tötun-
gen“, mit weniger zivilen Opfern – es liest 
sich fast wie ein Upgrade des US-Droh-
nenkrieges. 

Nach 2001 wurden vom Pentagon För-
derprogramme entwickelt im Bereich der 
rechnergestützten sozialen Netzwerk- 

analyse, bzw. den Computational Social 
Science (CSS), und dem Natural Langua-
ge Processing (NLP), der komputativen 
Verarbeitung natürlicher Sprache. Daten-
analyse-Unternehmen wie Palantir, die 
auch in weiteren Kriegen und Konflikten-
derzeit eine Rolle spielen, begannen da-
mals ihre Imperien aufzubauen. Diese IT-
Unternehmen spezialisierten sich auf die 
Überwachung von Individuen und die Zu-
sammenführung getrennter Datenbestän-
de und wurden so zu bedeutenden Play-
ern. „Project Maven“, SKYNET, „Gorgon 
Stare“, Palantirs „MetaConstellation“ in 
der Ukraine oder die „Artificial Intelligence 
Platform (AIP) for Defense“, die mit großer 
Wahrscheinlichkeit derzeit auch in Gaza 
zum Einsatz kommt, zeigen, welchen Weg 
Staaten und Technologieunternehmen im 
War on Terror einschlugen.

High-Tech-Krieg

Die Hemmschwelle, sich bei militärischen 
Operationen auf solche komplexen infor-
mationsverarbeitenden Systeme zu ver-
lassen, ist drastisch gesunken. Wie in den 
obigen Systemen sind auch in Lavender 
Machine-Learning-Komponenten imple-
mentiert. Sie analysieren algorithmisch 
bzw. mit statistischen Methoden Daten, 
um Muster in ihnen zu erkennen. Diese 
wiederum dienen als Basis für automati-
sierte Empfehlungen an Führungs- und 
Einsatzkräfte, um sie auf verschiedenen 
Ebenen der Befehlskette bei der Entschei-
dungsfindung zu unterstützen. Aus die-
sem Grund spricht man bei dieser Tech-
nologie auch von einer datengetriebenen. 

Die IDF setzten, +972 zufolge, insbeson-
dere in den ersten Wochen nach dem 
Überfall der Hamas auf Israel am 7. Ok-
tober 2023 großes Vertrauen in Lavender.

Doch wie beim US-amerikanischen Droh-
nenprogramm, das zu sehr vielen zivilen 
Todesopfern führte, so war auch in den 

IDF laut den zitierten Zeugen ein Wis-
sen um die technische Fehleranfällig-
keit vorhanden. Dies gilt sowohl für rein 
technische Fehler, als auch für Fehler 
im Erkenntnisgewinn durch KI-gestützte 
Systeme zur militärischen Entscheidungs-
unterstützung.

Israelische Geheimdienstmitarbeiter*in-
nen überprüften angeblich manuell die 
Genauigkeit von Lavender an Zufallsstich-
proben und fanden eine 90-prozentige 
Treffergenauigkeit. Die methodische Um-
setzung und die völkerrechtlichen Maßstä-
be dieser stichprobenhaften Überprüfung 
sind nicht bekannt, sodass daraus nur zu 
schließen ist, dass zehn Prozent möglicher 
ziviler Opfer in Kauf genommen wurden. 
Insbesondere unter Verwandten, Nach-
barn, Zivilschutzbeamten und Polizisten 
wurden falsche Identifizierungen durch 
Lavender festgestellt. Ebenso bei Perso-
nen, die zufällig denselben Namen oder 
Spitznamen trugen oder ein Mobilfunkte-
lefon benutzten, das zuvor einem Hamas-
Kämpfer gehört hatte. 

Collateral Murder

Den interviewten Soldaten zufolge ent-
schied die Armee in den ersten Kriegs-
wochen, dass bei niedrigrangigen Hamas-
Militärs 5–20 zivile Todesopfer toleriert 
werden könnten. Bei ranghohen Kämp-
fern sollen laut Bericht mehr als 100 zivile 
Opfer als akzeptabel angesehen worden 
sein. Die konkrete Zahl der tatsächlich 
anwesenden und getöteten Zivilist*innen 
wurde mit ziemlicher Sicherheit anschlie-
ßend kaum überprüft. 

Daniel Hale, ein ehemaliger Geheim-
dienstanalyst der US Air Force, der am 27. 
Juli 2021 zu 45 Monaten Gefängnis ver-
urteilt wurde, weil er Regierungsdokumen-
te durchsickern ließ, sagte, dass „bei der 
Drohnenkriegsführung manchmal neun 
von zehn Getöteten unschuldig“ seien: 
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Nein zur technischen Rationalisierung von Krieg!

Mythos „Targeted Killing“
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„Du musst einen Teil deines Gewissens 
töten, um deinen Job zu machen.“ 

Eine psychologische Distanz zu den po-
tentiellen zivilen Opfern muss demnach 
Soldatinnen und Soldaten nicht nur an-
trainiert werden, sie muss auch kontinu-
ierlich aufrechterhalten bleiben. Auch 
ein Töten auf abstrakter Ebene und mit 
räumlicher Distanz lässt viele Drohnenpi-
lot*innen laut eigener Aussage nicht kalt. 
Die technischen Systeme lösen lediglich 
Teile von Mitleid, von Trauer oder Hass 
aus den Herzen der Soldat*innen. So die 
Aussage eines Soldaten im Gespräch mit 
+972: „Der stati-stische Ansatz hat etwas 
an sich, das Soldaten auf eine bestimm-
te Norm und einen bestimmten Standard 
festlegt. Bei diesen Operationen kam es 
zu einer unlogischen Anzahl von Bomben-
angriffen. Das ist in meiner Erinnerung 
beispiellos. Ich habe jedoch mehr Vertrau-
en in einen statistischen Mechanismus 
als in einen Soldaten, der vor zwei Tagen 
einen Freund verloren hat. Alle dort, mich 
eingeschlossen, haben am 7. Oktober 
Menschen verloren. Die Maschine hat es 
kaltherzig gemacht. Und das hat es ein-
facher gemacht.“

Maschinenmoral?

Dieser Gedankengang führt zu Ansät-
zen in der Maschinenethik, dass Künst-
liche Intelligenzen nicht nur Soldat*innen 
zu ethischen Entscheidungen verhelfen 
könnten, sondern dass unbemenschte 
KI-Systeme auch selbst dazu in der Lage 
seien, „auf dem Schlachtfeld in ethische-
rer Weise zu handeln als menschliche 
Soldaten (…). Sie werden sich in schwie-
rigen Umständen menschlicher verhalten 
können als menschliche Wesen“, so der 
bekannte Robotiker und Pentagonberater 
Ronald C. Arkin.

Künstliche Intelligenz hat jedoch kein Ge-
wissen. Und für Drohnenpilot*innen oder 
Soldat*innen in den Einsatzzentralen 
wird es immer schwerer, Gewissensent-
scheidungen auf Basis von KI-gestützten 
Systemen zu treffen, verschärft durch 
die ihnen sehr wohl bekannte Auswer-
tungs(un)genauigkeit dieser Systeme. Sie 
sind ständig mit (Un-)Fällen konfrontiert, 

bei denen Zivilist*innen ums Leben kom-
men, so wie beispielsweise Zabet Amanul-
lah, ein Wahlkämpfer, der 2011 durch eine 
US-Drohne „versehentlich“ getötet wurde, 
da die Drohnenpilot*innen „auf ein Mobil-
telefon zielten“, dessen Telefonnummer, 
als die eines wichtigen Taliban-Anführers 
verzeichnet war.

War on error

Militärisch adäquate Entscheidungen zu 
treffen, auf Basis einer rasant steigenden 
Menge an zu verarbeitenden Bild-, Sensor- 
und Aktordaten, kann im High-Tech-Krieg 
ohne jeweilige Vor-Interpretationen KI-ge-
stützter Systeme nicht mehr gewährleistet 
werden. Aus dieser Notwendigkeit heraus 
wird die bekannte Fehleranfälligkeit dieser 
Systeme von Militärs häufig billigend in 
Kauf genommen. 

Durch die Quantensprünge in der techno- 
logischen Entwicklung der letzten Jahre 
stoßen Soldat*innen in High-Tech-Ge-
fechtsfeldern bei ihren Analysen der vor-
liegenden Masse an Informationen je-
doch noch immer an ihre sinnlichen und 
geistigen Grenzen, wie schon vor 10-15 
Jahren: „Als bei einem Hubschrauber-
angriff im Februar 2011 dreiundzwanzig 
Gäste einer afghanischen Hochzeit ge-
tötet wurden, konnten die in Nevada auf 
Knöpfe drückenden Bediener der Aufklä-
rungsdrohne die Schuld für ihren Irrtum 
auf die Informationsüberflutung schieben 
(...) – sie verloren den Überblick, gerade 
weil sie auf die Bildschirme schauten. Zu 
den Opfern des Bombardements gehör-
ten auch Kinder, aber das Bedienpersonal 
„hatte sie inmitten des Strudels von Daten 
übersehen (...).“

Was tun?

Da wir meist nicht im Detail wissen, wie 
unsere moderne technische Lebenswelt 
funktioniert, sondern nur, wie wir unser 
Verhalten jeweils anpassen müssen, da-
mit technische Objekte ihre Funktionen 
erfüllen, sind wir mehr denn je darauf an-
gewiesen, der Technik teils blind zu ver-
trauen. So geht es auch Soldat*innen, die 
durch diese Systeme nicht nur lebensall-
tägliche Entscheidungen treffen müssen, 

sondern Entscheidungen über Leben und 
Tod. Bei Deep Learning, (also jenem KI-
Forschungs- und Anwendungsbereich, 
den wir vor allem meinen, wenn wir von 
Künstlicher Intelligenz sprechen) können 
sich jedoch nicht einmal mehr die De-
signer*innen und Programmierer*innen 
selbst die inneren Funktions- und Verhal-
tensweisen dieser technischen Systeme 
erklären. Wem also vertrauen?

Die „Fehler“ die passieren, sind trotz gro-
ßer Fortschritte der Technologie noch die-
selben wie vor 15 Jahren und offensicht-
lich nicht auszumerzen. In diesem Wissen 
können Soldat*innen die Verantwortung 
für ihre Tötungsentscheidungen nicht an 
Maschinen und Systeme delegieren. Das 
muss auch technologiebegeisterten Mi-
litärs und Politiker*innen und nicht zu-
letzt der Zivilgesellschaft bewusst sein. 
Insofern treffen diese eine grundlegende 
ethische Entscheidung, nämlich den Be-
fehl zum Einsatz der Systeme, wissend 
um die Folgen und Konsequenzen ihrer 
Handlungen. 

Wir müssen uns als Zivilgesellschaft dage-
gen wehren, dass sich der Glaube festigt, 
es sei möglich, in einer technisch erzeug-
ten Kriegswirklichkeit autonome, infor-
mierte und dabei auch ethische Entschei-
dungen treffen zu können. Es ist dringend 
erforderlich, zu prüfen, inwieweit Prakti-
ken des Targeted Killing mit unterstützen-
den KI-Systemen wie Lavender als Kriegs-
verbrechen betrachtet werden müssen.

Dies ist eine Kurzversion der Stellung-
nahme, die das Forum InformatikerIn-
nen für Frieden und gesellschaftliche 
Verantwortung (FIfF), der AK gegen 
bewaffnete Drohnen und die Informa-
tionsstelle Militarisierung (IMI) am  
29.4.2024 veröffentlicht haben:  
ippnw.de/bit/lavender 

FRIEDEN

Die Stellungnah-
me wurde u.a. 

von Susanne 
Grabenhorst, 

Christian Heck, 
Christoph 

Marischka und 
Rainer Rehak 

erarbeitet.
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Flächenbrand mit atomarem  
Eskalationspotential

Iran – Israel

D
er außenpolitische Berater des obersten Führers Aja-
tollah Ali Chamenei, Kamal Charrasi, hat am 9. Mai 
2024 im Konflikt mit Israel mit einem neuen Kurs 
des staatlichen Atomprogramms gedroht. „Wir haben 

keinen Plan für die Herstellung von Atomwaffen, aber falls das 
zionistische Regime es wagen sollte, unsere Atomanlagen anzu-
greifen, dann sind wir gezwungen, unsere Nukleardoktrin zu re-
vidieren“, sagte er gegenüber dem arabischen Nachrichtensen-
der Aljazeera und iranischen Staatsmedien. Bisher hatte der Iran 
sich stets darauf berufen, dass das Land aus religiösen Gründen 
nicht nach Atomwaffen strebe. Charrasi war von 1997 bis 2009 
iranischer Außenminister und davor iranischer UN-Botschafter 
in New York.

Nach dem iranischen Angriff auf Israel im April 2024 als Ver-
geltung für die Bombardierung des iranischen Konsulatsgebäu-
des in Damaskus drohte im Nahen Osten ein Flächenbrand mit 
atomarem Eskalationspotential. Ein Krieg gegen den Iran hätte 
katastrophale Folgen weit über die Region hinaus.

Nun rächt sich die Aufkündigung des Iran-Atomabkommen 
durch Präsident Donald Trump im Jahr 2018. Das Abkom-

men wurde drei Jahre zuvor zwischen Iran und den USA, Frank-
reich, Großbritannien, Deutschland, Russland und China ge-
schlossen und verpflichtete den Iran, sein ziviles Atomprogramm 
zu beschränken und keine Atomwaffen zu bauen. Im Gegenzug 
wurden Sanktionen gegen das Land aufgehoben. Das Atomab-
kommen war auch deshalb herausragend, weil sich in ihm die 
fünf Atommächte USA, Russland, Frankreich, Großbritannien und 
China auf ein gemeinsames Handeln zu Eindämmung der Prolife-
ration im Nahen und Mittleren Osten verpflichtet hatten. 

Trotz vielfacher Warnungen europäischer Regierungen, dass 
eine Aufkündigung des Abkommens den Weltfrieden gefährden 

könnte, hatte der US-Präsident den einseitigen Ausstieg aus dem 
Abkommen erklärt. US-Expert*innen der Internationalen Atom-
energiebehörde zufolge verfügt der Iran inzwischen über genug 
angereichertes Uran für mindestens drei Atombomben, wie die 
Washington Post berichtete. Sollte der Konflikt mit Israel weiter 
eskalieren, steigt das Risiko erheblich, dass das Land versuchen 
wird, verlorenes Abschreckungspotential über eigene Atombom-
ben zu kompensieren, betont Azadeh Zamirirad von der Stiftung 
Wissenschaft und Politik.

Israel hat sein Atomwaffenpotential nie offiziell zugegeben, droht 
jedoch in Krisensituationen immer wieder, es könne Atomwaffen 
einsetzen. Zuletzt schlug im November 2023 der israelische Kul-
turerbe-Minister Amichai Elijahu vor, eine Atombombe auf Gaza 
abzuwerfen! Expert*innen schätzen, dass Israel bis zu 90 Atom-
waffen besitzt.

Die israelische Regierung hat in der Vergangenheit mehrfach 
Atomanlagen im Nahen Osten zerstört. 1981 bombardierte Israel 
den von Frankreich gebauten Kernreaktor Tammuz-1 im Osten 
Iraks. Die Brennelemente waren gerade angeliefert. Am 6. Sep-
tember 2007 flogen acht Kampfflugzeuge der israelischen Luft-
waffe einen Angriff auf den al-Kibar-Reaktor im Nordosten von 
Syrien und zerstörten ihn. 

Neben dem Atomwaffenstaat Israel und Iran haben auch Saudi-
Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate und die Türkei im-
mer wieder atomare Ambitionen gezeigt. Zivile Atomprogramme 
werden offensiv vorangetrieben, um sich durch den Aufbau einer 
atomaren Infrastruktur den Griff auf die Bombe zu ermöglichen. 
Im Jahr 2018 verkündete Kronprinz Mohammed bin Salman und 
heutiger Premierminister Saudi-Arabiens beispielsweise: „Wenn 
der Iran eine Atombombe besitzt, so werden wir so schnell wie 
möglich ebenfalls eine Atombombe entwickeln.“

ATOMWAFFEN
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Israel hat bereits mehrfach Militärschläge angekündigt, falls der 
Iran sein Atomprogramm fortsetze. Es ist aber eine Illusion zu 
glauben, Israel könne das iranische Atomprogramm mittels Bom-
benangriffen, etwa auf die unterirdisch gelegene Urananreiche-
rungsanlage in Natanz, zerstören. Allerdings wird in israelischen 
Geheimdienstkreisen durchaus erwogen, bunkerbrechende 
Waffen aus US-Produktion gegen iranische Atomanlagen einzu-
setzen. Ein solcher Angriff mit großen Zerstörungen und vielen 
zivilen Toten würde unweigerlich in einen offenen Krieg führen.

W ie lässt sich der brandgefährliche Konflikt zwischen Israel 
und dem Iran entschärfen? Die internationale Gemeinschaft 

ist aufgerufen, alle Seiten zur Deeskalation zu mahnen. Zusätz-
lich brauchen wir dringend einen Waffenstillstand in Gaza, eine 
Lösung für die katastrophale humanitäre Situation für die hun-
gernde Bevölkerung im Gazastreifen sowie die Freilassung der is-
raelischen Geiseln. Die USA und die Europäische Union müssen 
den Druck auf die Regierung Netanjahu für einen Waffenstillstand 
erhöhen. Dazu gehört der Stopp der Waffenlieferungen an Israel, 
den die IPPNW zusammen mit mehr als 250 Nichtregierungs-
organisationen fordert. Es ist sehr zu begrüßen, dass die UN-Voll-
versammlung am 10. Mai 2024 die Rolle der Palästinenser*innen 
deutlich gestärkt hat. Sie nahm mit großer Mehrheit eine Resolu-
tion an, die es den Palästinenser*innen künftig erlaubt, sich in der 
UN-Vollversammlung ähnlich wie normale Mitglieder zu verhal-
ten. Für die Resolution stimmten 143 Länder, 9 Staaten dagegen. 
25 Länder enthielten sich – darunter auch Deutschland. 

Die IPPNW fordert zudem, dass die Bundesregierung und die 
anderen EU-Staaten die Idee einer Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit im Nahen und Mittleren Osten vorantreiben, 
angelehnt an das Vorbild der KSZE. Ein mittel- und langfristiges 
zentrales Ziel solle darin bestehen, die Schaffung einer atomwaf-
fen- bzw. massenvernichtungswaffenfreien Zone im Mittleren und 

Nahen Osten zu ermöglichen. Ein solcher Verhandlungsprozess 
könnte zudem die Beziehung zwischen Iran und Israel sowie Iran 
und Saudi-Arabien umfassen als auch konkrete Verhandlungen 
zu Infrastrukturprojekten, Energiekooperationen und Umwelt-
schutz. Die Idee für diese Konferenz hat 2018 UN-Generalsekre-
tär António Guterres aufgegriffen.

D ie Abrüstung und Ächtung von Massenvernichtungswaffen 
stellt einen wichtigen Teil dieses Projekts dar. Im November 

2019 führten die UN eine Konferenz für den Aufbau einer mas-
senvernichtungswaffenfreien Zone im Nahen und Mittleren Osten 
durch, an der sich 23 Staaten beteiligten. Leider boykottierten die 
USA und Israel die Konferenz. Die teilnehmenden Staaten ver-
pflichteten sich zur Ausarbeitung eines verbindlichen Vertrages 
zur Ächtung von Massenvernichtungswaffen. Dieser sollte Ver-
trauen zwischen den Konfliktparteien aufbauen und die Region 
vor einem atomaren Wettrüsten bewahren.

Langfristig müssen Atomwaffen völkerrechtlich verboten werden. 
Solange atomare Abschreckung Teil nationaler Sicherheitsdok-
trinen ist, besteht die Gefahr ihres Einsatzes. Der Atomwaffen-
verbotsvertrag, der 2017 beschlossen wurde und den bereits 70 
Staaten ratifiziert haben, ist der realistischste Weg zu einer koordi-
nierten Abschaffung aller Atomwaffen. Angesichts der drohenden 
weltweiten atomaren Aufrüstung liegen diese diplomatischen Lö-
sungen im Interesse aller Staaten – auch der Atomwaffenstaaten.

Dr. Angelika Claußen 
 ist Co-Vorsitzende der 
deutschen IPPNW. An-
gelika Wilmen IPPNW-
Referentin für Frieden.
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Mitglied von Nichtverbreitungsvertrag, Biowaffen- und Chemiewaffenkonvention  
Mitglied von Nichtverbreitungsvertrag, nicht jedoch von Biowaffen- und Chemiewaffenkonvention 
Nicht Mitglied von NVV, Biowaffen- oder Chemiewaffenkonvention, hat Atomwaffen entwickelt 

Mögliche Mitgliedsstaaten einer Massenvernichtungswaffenfreien Zone im Nahen Osten 
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 Annegret Krüger 
arbeitet für das 
Netzwerk Frie-

denskooperative 
in Bonn und ist 

im Vorstand des 
Frauennetzwerks 

für Frieden.

ATOMWAFFEN

U
nser Tag startete mit einem 
Treffen mit Überlebenden der 
ersten Generation. Sie erzähl-
ten uns, dass sie alle drei in 

Semei oder Umgebung, in der Nähe des 
Atomwaffentestareals, lebten. Dmitry er-
zählte von seinen Krankheiten, die er auf-
grund der radioaktiven Strahlung hat. So 
alltägliche Dinge wie das Halten einer Kaf-
feetasse können schon ein Problem für ihn 
sein. Die jüngste Person, die als Betroffene 
der Atomwaffentests registriert wurde, ist 
34 Jahre alt. Das spiegelt zwar sicherlich 
nicht die Realität wieder, zeigt aber, dass 
die Tests massive Auswirkungen auf die 
zweite, dritte, vierte und sogar fünfte Ge-
nerationen haben.

Wir sprachen an diesem Tag nur mit be-
troffenen Männern, weshalb Maira Abeno-
va von der Organisation Polygon21 noch 
einmal betonte, das die gesundheitlichen 
Folgen auf Frauen sich von denen auf 
Männern unterscheiden. Jede Frau hat, 
wenn sie schwanger wird, Angst davor, 
dass ihr Kind womöglich von den Folgen 
der Atomwaffentests betroffen sein wird. 
Es braucht auch in diesem Bereich mehr 
Forschung, damit das Stigma gegenüber 
Menschen aus der Region des Testgelän-
des abgebaut wird. Manche Menschen er-
halten beispielsweise keine medizinische 
Versorgung, da die Ärtz*innen nicht wis-
sen, welche Krankheiten sie haben.

Es ist wichtig zu verstehen, dass Leute 
aus der betroffenen Region während der 
sowjetischen Zeit der Atomwaffentests 
nicht das Recht hatten, dazu Fragen zu 
stellen. Daher stellen viele Menschen 
auch heute keine Fragen dazu an ihre 
Regierung. Stattdessen beten sie, dass 
sie oder ihre Familie nicht krank werden. 
Zudem haben viele Menschen Angst vor 
Autoritäten und davor, kritische Fragen 
zu stellen. Für die Überlebenden und Be-
troffenen sind diese Geschichten nicht 
einmal tragische Geschichten, sondern 
ihre „normale“ Geschichte. Bei einigen 

der Überlebenden hat eine gewisse Resi-
gnation eingesetzt, denn es interessieren 
sich immer wieder Menschen aus dem 
Ausland für ihre Geschichten, aber sie 
sehen selten, dass diese Besuche zu tat-
sächlichen Ergebnissen führen. Es gibt in 
diesem Bereich einige offene Fragen, de-
ren Antworten für alle Betroffenen wichtig 
wären: Wie viele Überlebende gibt es ins-
gesamt? Wie können sie beweisen, dass 
ihre Krankheiten mit den Atomwaffentests 
in Verbindung stehen? Wie sieht die ak-
tuelle medizinische Forschung dazu aus?

E inen Teil der Fragen konnten wir zu 
unserem Treffen mit dem medizini-

schen Forschungsinstitut der Universi-
tät  Semei mitnehmen. Dort wurden den 
persönlichen Geschichten Zahlen und 
Fakten gegenübergestellt. Die wissen-
schaftliche Direktorin Alexandra Lipikhina 
klärte uns über die Fakten des Testgelän-
des auf: Zwischen 1949 und 1989 fanden 
in Semipalatinsk über 465 Atomwaffen-
tests statt. In dem heutigen Forschungs-
institut werden betroffene Menschen 
 behandelt und vor allem registriert. Das 
„State Scientific Automated Medical Re-
gister“ ist das Registrierungssystem, in 
dem bereits 373.686 Menschen von der 
ersten bis zur fünften Generation regis-
triert wurden. Auf dieser Grundlage wer-
den alle Forschungen getätigt. Es wird 

allerdings geschätzt, dass die Gesamtzahl 
aller Menschen, die von den Tests betrof-
fen sind, bei 1,5 Millionen liegt! Der Grad 
der Betroffenheit unterscheidet sich auch, 
je nachdem, ob die Menschen die atmo-
sphärischen Tests, die bis 1963 durch-
geführt wurden, erleben mussten oder die 
späteren Untergrundtests.

Auf unserer Bildungsreise zur nuklearen 
Geschichte Kasachstans haben wir im Mai 
2024 Astana, Semei (ehemals Semipala-
tinsk)  und Almaty besucht. Wir reisten mit 
unseren Partner*innen der kasachischen 
Jugendorganisation STOP (Steppe Organi-
zation for Peace: Qazaq Youth Initiative for 
Nuclear Justice) und der Friedrich Ebert 
Stiftung Kasachstan. In Astana und Semei 
wurden wir von Maira Abenova beglei-
tet. Sie ist Überlebende der sowjetischen 
Atomtests und gründete die Organisation 
Polygon21, die für die Rechte der Betrof-
fenen kämpft. Alle Reiseberichte unter: 
nuclearban.de/survivors/kasachstan

 „We are survivors, but we still want  
a joyful life and happiness.“

Zu Besuch in Semei: Bericht von der ICAN-Bildungsreise nach Kasachstan
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DIE NUKLEARE KETTE

Dieser Text ist ein Ausschnitt aus der IPPNW-Posterausstellung 
„Hibakusha Weltweit“. Die Ausstellung zeigt die Zusammenhänge der 
unterschiedlichen Aspekte der Nuklearen Kette: vom Uranbergbau 
über die Urananreicherung, zivile Atomunglücke, Atomfabriken, Atom-
waffentests, militärische Atomunfälle, Atombombenangriffe bis hin 
zum Atommüll und abgereicherter Uranmunition. Sie kann ausgeliehen 
werden. Weitere Infos unter: www.hibakusha-weltweit.de

Hintergrund

1949 führte die Sowjetunion ihren ersten Atomwaffentest in Semi-
palatinsk durch, einem 19.000 m² großen Testareal in der Steppe 
Kasachstans. Über einen Zeitraum von 40 Jahren detonierte die 
UdSSR 465 Atombomben in Semipalatinsk – stets ohne Rück-
sicht auf die Gesundheit und Sicherheit der Lokalbevölkerung 
oder der Umwelt. Nach der Unabhängigkeit Kasachstans im Jahr 
1991 ließ die kasachische Regierung das Testgelände schließen 
und verschrottete das viertgrößte Atomwaffenarsenal der Welt, 
das sie als Erbe der UdSSR übernommen hatte.

Folgen für Umwelt und Gesundheit

Seit der Schließung des Testareals wurden verschiedene Studien 
durchgeführt, um die medizinischen, sozialen und ökologischen 
Folgen der radioaktiven Verseuchung der Region zu untersuchen. 
Obwohl die wissenschaftliche Aufarbeitung noch lange nicht ab-
geschlossen ist, besteht weitgehendes Einvernehmen darüber, 
dass die Lokalbevölkerung durch die Atomwaffentests großem 
Leid ausgesetzt wurde. Mehrere Tausend Quadratkilometer sind 

für viele Generationen kontaminiert. Eine Reihe Gesundheitspro-
bleme, von Krebserkrankungen, Impotenz und Fehlgeburten bis 
hin zu genetischen Schäden und Missbildungen sowie geistiger 
Behinderung werden auf die Atomwaffentests zurückgeführt. 
Neben einer epidemieartigen Zunahme schwerer neurologischer 
Fehlbildungen, fehlender Gliedmaßen und Knochendeformitäten 
bei Neugeborenen fielen in Semipalatinsk auch erhöhte Raten von 
hämatologischen Erkrankungen wie Leukämie auf. Eine Studie ja-
panischer und kasachischer Ärzte aus dem Jahr 2008 konnte 
zeigen, dass die Menschen in der Region rund um Semipalatinsk 
durch einzelne Atomexplosionen Strahlenwerten von mehr als 
500 mSv ausgesetzt waren – also ähnlichen Werten wie viele der 
Hibakusha von Hiroshima und Nagasaki – oder dem Äquivalent 
von 25.000 Röntgenuntersuchungen. 

Das Krebszentrum der Stadt Semei stellte stark erhöhte Häu-
fungen von Tumoren der Lunge, des Magens, der Brust und der 
Schilddrüse in der betroffenen Bevölkerung fest. Das kasachische 
Institut für Strahlenmedizin und Ökologie fand derweil eine belast-
bare Assoziation zwischen der Höhe der Strahlenbelastung und 
dem Auftreten genetischer Defekte in Familien, die in der Umge-
bung der Testgebiete lebten. Untersuchungen der Universität von 
Leicester konnten diese Beobachtungen stützen: Die britischen 
Wissenschaftler fanden im Jahr 2002 eine um 80 % erhöhte Rate 
an DNA-Mutationen in der betroffenen Bevölkerung sowie eine 
50 %-Erhöhung in der zweiten Generation.

Ausblick 

2009 verabschiedete die Generalvollversammlung der UN ein-
stimmig eine Resolution, in der die internationale Staatengemein-
schaft aufgefordert wird, Kasachstan bei der Aufarbeitung der 
schwerwiegenden Folgen der Atomwaffentests in Semipalatinsk 
zu unterstützen. Mehrere UN-Organisationen, Geldgeber, Nicht-
regierungsorganisationen sowie medizinische und wissenschaft-
liche Einrichtungen haben sich seitdem zusammengefunden, um 
gemeinsam das atomare Erbe der sowjetischen Atomwaffentests 
in Kasachstan zu untersuchen und die Folgen für die Hibakusha 
von Semipalatinsk zu mildern. Der 29. August, der Tag, an dem 
das Atomwaffentestgelände Semipalatinsk 1991 geschlossen 
wurde, ist heute der Internationale Tag gegen Atomtests.

Semipalatinsk
Im heutigen Semei (Kasachstan) waren die Menschen jahrzehntelang der Radioaktivität von Atomtests ausgesetzt
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„Die Atomkraft ist zurück“, ver-
kündet Frankreichs Staatschef 
Emmanuel Macron am 3. Dezem-
ber 2023 in Dubai. Ort und Zeit-
punkt sind nicht zufällig gewählt. 

M
acron nutzt die Weltklima-
konferenz (COP28) als Bühne 
für seinen Presseauftritt. Ge-
rade haben 22 Staaten eine 

Verpflichtungserklärung unterzeichnet, 
wonach sie die globalen Kapazitäten des 
Atomenergiesektors bis 2050 verdrei-
fachen wollen. Auch wenn die Erklärung 
rechtlich keine Bedeutung hat und die 
Atomindustrie aktuell weit davon entfernt 
ist, auch nur bestehende Kapazitäten zu 
erhalten, die Aufmerksamkeit der Weltöf-
fentlichkeit ist Macron auf der COP28 ge-
wiss. Die Nachricht von der Rückkehr der 
Atomenergie geht um die Welt.

Wenige Monate später, im März 2024, folgt 
der nächste medienwirksame Auftritt. Die 
Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) 
veranstaltet in Brüssel den ersten Atom-
gipfel. Das Ganze ist eine große Werbe-
veranstaltung, die Atomkraft als Heilmittel 
gegen Klimawandel verkauft. „Atoms for 
Net Zero“ nennt die IAEA ihre Kampag-
ne, mit der sie die Atomindustrie wieder-
beleben will. Sie wirkt. Rund 30 Staaten 
verpflichten sich im Zuge des Gipfels, 
sich gemeinsam dafür einzusetzen, „das 
Potenzial der Nuklearenergie voll auszu-
schöpfen“. Dabei gehe es nicht nur darum, 
neue Atomkraftwerke zu bauen, sondern 
auch Laufzeitverlängerungen für alte Re-
aktoren zu erwirken. Dies sei der Weg zu 
Klimaschutz und Energieunabhängigkeit, 
so das Versprechen. Zugleich fordert die 
neue Atom-Allianz die Weltbank auf, Atom-
projekte verstärkt zu unterstützen und re-

klamiert, die Entwicklungsbanken würden 
„andere alternative Energieträger“ bislang 
bevorzugt behandeln. Die vorsichtigen For-
mulierungen sind alles andere als harmlos. 
Sie zielen auf öffentliche Klimaschutzgel-
der ab und sind somit eine direkte Kampf-
ansage an die Erneuerbaren Energien.

AKWs laufen nur mit Subventionen

Wie so oft, geht es um Geld. Die Atom-
industrie braucht viel davon. Schließlich 
betreibt sie die teuerste Form der Energie-
erzeugung. Der Neubau eines Atomkraft-
werkes kostet im internationalen Durch-
schnitt etwa zehn Milliarden Euro. Die 
Schätzungen für Instandhaltungskosten im 
Zuge von Laufzeitverlängerungen reichen 
von hunderten Millionen Euros bis zu meh-
reren Milliarden. Vor dem Hintergrund, 
dass das Durchschnittsalter der weltweiten 
Reaktorflotte bei 31,5 Jahren liegt, braucht 
die Atomindustrie enorm hohe Investi-
tionssummen, will sie den Sektor am Le-
ben halten. Dafür kommen in erster Linie 
öffentliche Gelder infrage. Denn Finanz-
unternehmen wie etwa die weltweit größte 
Finanz-Ratingagentur Standard & Poor‘s 
warnen private Anleger*innen vor Investi-
tionen in Atomkraft. AKW-Projekte lohnen 
sich seit jeher nur, wenn Staaten dahinter 
stehen, die das Ganze mit Steuergeldern 
und vollen Händen subventionieren. 

Die IAEA ist eine Werbeagentur  
für Atomkraft

Mit Klimaschutz hat die „Atoms for Net 
Zero“-Initiative der IAEA nichts zu tun. Die 
Atomenergiebehörde, die eine Einrichtung 
der Vereinten Nationen ist, folgt lediglich 
ihren Grundstatuten, wonach sie neben 
ihren Überwachungs- und Inspektionsauf-
gaben verpflichtet ist, die weltweite Ver-
breitung der Atomenergie zu fördern. Die 

Behauptung, Atomenergie sei klimafreund-
lich, beruht dabei lediglich auf dem Argu-
ment, dass AKW-Schornsteine keine CO2-
Emissionen ausstoßen. Diese Betrachtung 
greift nicht allein deshalb zu kurz, weil 
Atomkraftwerke in ihrem Lebenszyklus 
deutlich höhere Emissionen verursachen 
als erneuerbare Energien. Vielmehr geht 
es auch um eine realistische Einschätzung 
des Potenzials. Aktuell liegt der Anteil des 
Nuklearsektors an der globalen Strom-
erzeugung bei unter zehn Prozent. Bezo-
gen auf die weltweite Netto-Energiemenge 
macht Atomkraft nur einen Bruchteil von 
etwa zwei Prozent aus. Das heißt, Atom-
energie hat global betrachtet weder eine 
Relevanz für die Energieversorgung noch 
für den Klimaschutz. Sie ist eine Nischen-
technologie, die noch dazu schrumpft, wie 
unter anderem die jährlichen Statistiken 
und Analysen des World Nuclear Industry 
Status Reports aufzeigen. 

Atomkraft gefährdet 
den Klimaschutz

Die Vorstellung, die Atomindustrie könnte 
ihre Kapazitäten innerhalb der nächsten 
26 Jahre verdreifachen, ist eine gefährliche 
Illusion. Denn sie stellt sich in Konkurrenz 
zu den erneuerbaren Energien und dem 
notwendigen Umbau unseres Energiesys-
tems. Dabei droht sie zwei wichtige Res-
sourcen zu verschwenden, die im Kampf 
gegen den Klimawandel begrenzt zur Ver-
fügung stehen: Zeit und Geld. 

Gelder, die in den Erhalt und in den Aus-
bau der nuklearen Energiekapazitäten 
fließen, fehlen für die Transformation des 
Energiesektors. Das betrifft auch die Mil-
liardensummen, die Staaten in die Erfor-
schung vermeintlich neuer Reaktorkon-
zepte und in die Kernfusion stecken. Bei 
den „neuen“ Reaktortypen handelt es sich 

ATOMENERGIE

Gefährliche Atom-Fantasien
Warum die Pläne einer neuen Atom-Allianz nur Luftschlösser sind, aber dem Klima schaden



17

um Technologie-Linien, die bereits in den 
1950er Jahren erforscht, entwickelt und 
aus technischen Gründen wieder verwor-
fen wurden. Sollten sie überhaupt jemals 
Serienreife erlangen, für den Klimaschutz 
kämen sie zu spät. Ebenfalls ist keine 
der diskutierten Reaktortechniken in der 
Lage, das Atommüllproblem zu lösen, 
auch wenn das über die Medien bis in den 
Bundestag hinein kolportiert wird. Wenn 
von AKW-Neubau-Projekten die Rede ist, 
handelt es sich in erster Linie um die her-
kömmliche Druckwasser-Reaktortechnik 
mit allen bekannten Folgen und Sicher-
heitsrisiken. Planung und Bau eines Atom-
reaktors dauern durchschnittlich 20 Jah-
re. Autokratische Staaten wie China oder 
Russland setzten AKW-Projekte schneller 
um – dafür verzichten sie auf demokrati-
sche Prozesse und machen Abstriche bei 
der Sicherheit. 

Grundsätzlich sind AKW-Bauprojekte mit 
hohen Risiken verbunden. So ist der ein-
zige Reaktor-Neubau, den das Atomland 
Frankreich in den letzten Jahrzehnten 
gebaut hat, bereits seit zwölf Jahren in 
Verzug. Die Kosten sind gegenüber der 
ursprünglichen Planung um etwa zehn Mil-
liarden Euro gestiegen. In Großbritannien 
ist die Situation ähnlich. Die einzige Anlage 
in Bau, Hinkley Point C, ist ein Desaster. 
Kostenexplosionen und extremer Zeitver-
zug sind beim Bau von Atomkraftwerken 
keine Ausnahme, sondern die Regel. Auch 
Laufzeitverlängerungen sind mit Unsicher-
heiten verbunden; sie sind zudem ein gro-
ßes Sicherheitsrisiko, da der Reaktorkern, 
der enormen Belastungen ausgesetzt ist, 
nicht austauschbar ist. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die Ini-
tiative der Atom-Allianz wie Realitätsver-
weigerung. Sie dient jedoch dem Versuch, 
Klimaschutzgelder in die Atomkanäle um-

zuleiten, um eine überlebte Technik zu 
retten. Dennoch verfangen die leeren Ver-
sprechen in der Öffentlichkeit und in der 
Politik. Denn sie suggerieren, mit Atom-
kraft seien unsere Energieprobleme in Zu-
kunft gelöst. Das mag einfacher klingen als 
Veränderung – es ist aber eine Lüge.

Klimaschutz geht anders

Zahlreiche wissenschaftliche Studien und 
Analysen zeigen, dass es machbar und 
sinnvoll ist, den Energiebedarf auch eines 
Industrielandes wie Deutschland zu 100 
Prozent mit erneuerbaren Energien zu de-
cken. Der Umbau des Energiesektors ist 
komplex und bedarf neben dem Ausbau 
erneuerbarer Energiequellen und der Er-
weiterung von Speicherkapazitäten auch 
Maßnahmen zur Steigerung der Energie-
effizienz und -suffizienz. All dies lässt sich 
auf die Kilowattstunde gerechnet um ein 
Vielfaches schneller und kostengünstiger 
umsetzen als der Bau von Atomkraftwer-
ken. Von Energieunabhängigkeit kann im 

Zusammenhang mit Atomkraft ebenfalls 
nicht die Rede sein. So haben die USA und 
die EU für den Nuklearsektor bislang keine 
Sanktionen gegen Russland verhängt, weil 
sie von dessen Urangeschäften abhängig 
sind. Auch ohne den Verweis auf das un-
gelöste Atommüllproblem und die untrag-
baren Sicherheitsrisiken ist Atomkraft we-
der Zukunfts- noch Brückentechnologie.

Angela Wolff ist 
Referentin für 

Atompolitik und 
Klimaschutz.
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Imad wurde trotz akuter Suizida-
lität abgeschoben – in ein Land, 
in dem er seit 15 Jahren nicht 
mehr war. 

„Ich weiß nicht, wie es weitergehen soll“, 
sagt Imad (Name geändert) am Telefon. 
Im Hintergrund ist das Zwitschern eines 
Vogels zu hören. Der 29-jährige Jeside 
wurde am 18. Januar 2024 von Garmisch-
Partenkirchen in den Irak abgeschoben. 
Ich spreche mit ihm vermittelt über seine 
langjährige Freundin Anna, die ihm nach-
gereist ist. Zur Zeit seiner Abschiebung be-
fand sich Imad wegen Suizidgefahr in der 
Psychiatrie und war auf Medikamente an-
gewiesen. „Wir vermuten, dass die Klinik 
informiert war“, sagt Anna. Denn am Tag, 
bevor die Polizei ihn abholen kam, sei er 
von einem Mehrbett- in ein Einzelzimmer 
verlegt worden.

„Krankenhäuser müssen geschützte Räu-
me sein“, davon ist Ernst-Ludwig Iskenius 
(IPPNW) überzeugt. Er hat das Zentrum 
für traumatisierte Geflüchtete in Villingen-
Schwenningen aufgebaut und 15 Jahre in 
dem Bereich gearbeitet.

Abschiebungen aus stationärer 
Behandlung sind stets  
unverhältnismäßig

Der Deutsche Ärztetag bekräftigte zuletzt 
2017, dass stationär behandlungsbedürf-
tige Flüchtlinge nicht reisefähig sind und 
dementsprechend nicht abgeschoben 
werden dürfen. Und auch das Institut für 
Menschenrechte kam in einer Studie von 
2021 zu dem Schluss, dass eine Abschie-
bung aus der stationären Behandlung 
stets unverhältnismäßig sei. Trotzdem 
kommt das immer wieder vor – und die 
Ausländerbehörden und die Polizei bewe-
gen sich damit innerhalb des gesetzlichen 
Rahmens. Nur in Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Thüringen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein gibt es Erlasse, die 

Abschiebungen aus Krankenhäusern ver-
bieten oder zumindest einschränken. „Die 
Behörden nehmen einen Suizidversuch oft 
nicht ernst. Sie behaupten, die Person wol-
le damit nur die Abschiebung verhindern“, 
sagt Iskenius. Für ihn ist das ein System-
fehler: „Oft wird eine Traumatisierung von 
Geflüchteten gar nicht offiziell festgestellt 
und bleibt unbehandelt. In einer Abschie-
besituation bricht das dann auf“, erklärt er. 

Die Länder erheben nur vereinzelt Zahlen 
über Abschiebungen aus stationärer Be-
handlung. Darum hat IPPNW im Dezem-
ber vergangenen Jahres mit „Behandeln 
statt verwalten“ die erste bundesweite 
Meldestelle eingerichtet. Fünf Fälle wurden 
seitdem von Monitoringstellen und Einzel-
personen dort gemeldet. Imad ist einer von 
ihnen. Wie er seien es oft Menschen mit 
psychischen Erkrankungen und Traumata 
in Duldung, die von einer Abschiebung aus 
dem Krankenhaus betroffen seien, sagt 
Iskenius. Aus seiner Sicht ist die Abschie-
bung ein schwerer Eingriff in die medizi-
nische Behandlung. „Bei Vorgeschädigten 
kann das zu schweren Retraumatisierun-
gen führen“, sagt Iskenius.

Abschiebungen von Jesid*innen 
nehmen zu

Imad lebte seit seinem 15. Lebensjahr in 
Deutschland. Er hat 2008 den Irak ver-
lassen, sein Vater war im Irakkrieg für US-
amerikanisches und deutsches Militär tä-
tig, die Familie erhielt Morddrohungen, so 
erzählt es Anna.

Genau einen Tag nach seiner Abschie-
bung jährte sich der Tag, an dem die 
Bundesregierung den Genozid an den 
Jesid*innen durch den IS anerkannt hat-
te. Noch im März vergangenen Jahres 
hieß es seitens der Bundesregierung, es 
sei für jesidische Religionszugehörige aus 
dem Irak „ungeachtet veränderter Ver-
hältnisse nicht zumutbar, in den früheren 
Verfolgerstaat zurückzukehren“. Doch 

Abschiebungen von Jesid*innen neben 
schon seit 2017 zu, die Schutzquote liegt 
bei rund 50 Prozent. 2023 wurden laut 
Bundesinnenministerium 135 Menschen 
in den Irak abgeschoben, wie viele Je-
sid*innen darunter waren, sei unbekannt. 
 
Laut dem Landratsamt Garmisch-Parten-
kirchen, dessen Ausländerbehörde Imad 
zugeordnet war,   wurden zu Imad zwei 
Asylverfahren beim Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge abgeschlossen, ohne 
dass ihm ein Schutzstatus zuerkannt wur-
de. Die Ausweisungsverfügung sei wegen 
einer schweren Straftat erlassen worden. 
Deshalb sei auch die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis ausgeschlossen gewesen.

Für Imad ist das unverständlich, die Straf-
tat liegt rund acht Jahre zurück, seit fünf 
Jahren ist er in Garmisch-Partenkirchen 
geduldet. Zuletzt hatte er eine Ausbildung 
zum Friseur abgeschlossen. Doch erst we-
nige Monate vor seiner Abschiebung habe 
er eine Arbeitserlaubnis erhalten. Eine 
Arbeit zu finden sei schwer, erzählt Anna. 
Imad habe seit langem psychische Prob-
leme gehabt und mehrere Suizidversuche 
unternommen, mehrmals sei er für drei 
bis vier Wochen stationär aufgenommen 
worden. Sein Psychiater hatte aus gesund-
heitlichen Gründen den Umzug zu seiner 
Familie in München empfohlen, wegen der 
Residenzpflicht brauchte Imad dafür eine 
behördliche Erlaubnis.

Nachweispflicht für  
Abschiebungshindernis liegt 
bei den Schutzsuchenden

Am 3. Januar 2024 sei er dann nachts 
bei seiner Verlobten von der Polizei fest-
genommen worden, er habe eine Nacht 
in Haft verbracht. Danach hätte er in ein 
Abschiebegefängnis überführt werden 
sollen. Doch das Amtsgericht hob den 
Haftbefehl am nächsten Tag auf, weil es 
die gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
Imads für „nicht unplausibel“ hielt. Der 

SOZIALE VERANTWORTUNG

Aus der Psychiatrie in den Abschiebeflieger
Für psychisch Kranke ist es kaum noch möglich, ein krankheitsbezogenes Abschiebungshindernis nachzuweisen
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Richter regte an, ein behördliches Ge-
sundheitsgutachten anfertigen zu lassen, 
um ein Abschiebehindernis zu klären. 
Das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen 
folgte dieser Empfehlung jedoch nicht und 
forderte Imad auf, sich selbst darum zu 
kümmern. „Die Nachweispflicht der Rei-
seunfähigkeit liegt bei der Person. Sofern 
diese nicht oder nicht ausreichend nach-
gewiesen wird, ist immer von einer Reise-
fähigkeit auszugehen und eine Abschie-
bung ist möglich“, lässt das Landratsamt 
mitteilen. So ist es im Aufenthaltsgesetz 
festgeschrieben (§ 60 Absatz 2c). Im Fall 
von Imad seien die vorgelegten medizini-
schen Unterlagen nicht geeignet gewesen, 
„die gesetzliche Vermutung der Reisefä-
higkeit anzuzweifeln“, so das Landratsamt 
weiter. Und: Man habe sich die Reisefähig-
keit ärztlich bestätigen lassen.

„In den letzten Jahren hat die Bundesre-
gierung die Anforderungen zum Nachweis 
einer Erkrankung derart verschärft, dass 
es insbesondere für psychisch Kranke 
kaum noch möglich ist, ein krankheits-
bezogenes Abschiebungshindernis nach-
zuweisen“, kritisiert Sarah Lincoln von der 
Gesellschaft für Freiheitsrechte. Sie setzt 
sich dafür ein, die Nachweispflicht auf die 
Behörden zu verlagern. „Wenn eine erheb-
liche Gefahr für Leib und Leben besteht, 
bei psychisch Erkrankten beispielsweise 
bei einer akuten Suizidgefahr, darf die Ver-
antwortung für die Nachweise nicht bei 
den Betroffenen liegen.“ Die aktuelle Re-
gelung hält sie für verfassungswidrig.

Anna schildert, wie schwer es für Imad 
war, seinen gesundheitlichen Zustand 
nachzuweisen. Aufgrund der nächtlichen 
Festnahme durch die Polizei und die Zeit 
in der Zelle habe sich sein Zustand ver-
schlechtert, Panikattacken und Suizidge-
danken hätten zugenommen. Seinen Psy-
chiater habe er nicht erreichen können. 
Am 15. Januar 2024 ließ er sich in die 
Psychiatrie einweisen.

Für die Bundesweite Arbeitsgemeinschaft 
der Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge 
und Folteropfer (BafF) ist allein die statio-
näre Behandlung ein Anhaltspunkt: „Um 
derart psychisch belastet zu sein, dass 
eine ambulante Versorgung nicht mehr 

greifen kann, haben Menschen in der Re-
gel bereits mehrere größere psychische 
Krisen, darunter auch schwere traumati-
sche Erfahrungen, durchleben müssen“, 
heißt es auf der Website.

Der Eilantrag scheiterte

Drei Tage nach der Einweisung wurde 
Imad in der Psychiatrie von der Polizei 
festgenommen und zum Leipziger Flug-
hafen gebracht. Erst eineinhalb Stunden 
vor dem Flug sei ihm gestattet worden, 
zu telefonieren. Ein dann gestellter Eilan-
trag scheiterte, weil er zu dem Zeitpunkt 
schon im Flugzeug saß, erzählt Anna. 
Der Gesundheitszustand ihres Freundes 
sei schlecht: „Er hat Entzugserscheinun-
gen, kann nicht schlafen, isoliert sich und 
verlässt aus Angst nicht das Haus“, sagt 
Anna. Nachts habe er Angst, dass er wie-
der abgeholt werde. Sie sei ihm nachge-
reist, um ihm seine Papiere und Geld zu 
bringen, Medikamente kann sie nicht so 
einfach mitführen. Die Polizei habe ihn 
ohne gültige Ausweispapiere, Geld und 
Medikamente abgeschoben.

Das alles liege nicht in der Verantwortung 
der Behörde, heißt es aus Garmisch-Par-
tenkirchen. Am Flughafen in Bagdad sei 
er behördlich registriert worden, medizi-
nisches Personal sei – anders als es die 
deutsche Ausländerbehörde sagt – nicht 
vor Ort gewesen. Ohne die Hilfe seiner 
Familie und seiner Freundin wäre Imad 
jetzt krank, ohne Geld, Papiere und Medi-
kamente in einer fremden Stadt, in einem 
Land, in dem er seit 15 Jahren nicht mehr 

war. „Ich bin krank, mein Vater in Mün-
chen ist krank. Ich möchte einfach nur bei 
meiner Familie sein“, sagt Imad.

Iskenius fürchtet, dass es durch das ver-
schärfte Abschiebegesetz noch vermehrt 
zu Abschiebungen von kranken Menschen 
kommen könnte. Ihm liegt deshalb viel 
daran, das medizinische Personal zu infor-
mieren und zu ermutigen, sich gegenüber 
Behörden, Amtspersonen und Polizei für 
das Wohl der Patient*innen einzusetzen. 
Auf der Website der Meldestelle finden 
sich Handreichungen dazu.

„Ärzte haben im Krankenhaus das Haus-
recht. Wenn die Polizei keinen Durchsu-
chungsbeschluss hat, darf sie das Kran-
kenzimmer nicht einfach betreten“, sagt 
Iskenius. Außerdem unterliegen Ärzt*innen 
der Schweigepflicht und könnten daher die 
Auskunft verweigern. Eine weitere Mög-
lichkeit sei, zu prüfen, ob akut ein „krank-
heitsbedingtes Abschiebungshindernis“ 
vorliegt. Für diesen Fall dürfe die Abschie-
bungsanordnung nicht vollzogen werden.

Abdruck mit freundlicher Genehmigung 
des HIV-Magazins: magazin.hiv 
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Meine vier Kinder sind von 
zu Hause ausgezogen, so 

dass ich mich um acht Enkelkinder 
kümmern muss. Das älteste ist 15 
und das jüngste ist drei Jahre alt.  
Elizabeth Dube  
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Bei UNDP Climate 
finden Sie Berichte 
über Klimaprojekte 
weltweit: 

D
ie Bäuerin Elizabeth Dube (73) aus Matebeleland South 
bewässert ihre Ernte. Landbesitz und der Verkauf der 
Produkte war lange Männern vorbehalten, doch inzwi-
schen besitzt Elizabeth eine kleine Ackerfläche. Seit 

letztem Jahr hat sie auch Zugang zu einer solarbetriebenen Be-
wässerungsanlage – ein entscheidender Vorteil in einer Region, 
die in Folge des Klimawandels immer trockener wird. Frauen 
sind von den Auswirkungen der Klimakrise besonders betroffen. 
Aufgrund von Geschlechterrollen sind sie meist verantwortlich, 
knapper werdende Ressourcen wie Wasser oder Feuerholz über 
weite Distanzen zu beschaffen, während ihr Zugang zu Informa-
tionen und Anpassungsstrategien erschwert wird. Hier setzen 
Graswurzelprojekte an, die Frauen in ihren Gemeinschaften stär-
ken und die landwirtschaftliche Produktion an die Klimaverän-
derungen anpassen. Sie kombinieren gemeindebasierte techni-
sche Lösungen wie solarbetriebene Irrigation mit der Ausbildung 
von Multiplikatorinnen. Mehr als 45.000 Landwirtinnen haben 
ihr neues Wissen bereits in die Praxis umgesetzt und prakti-
zieren nun einen konservierenden, „klimaintelligenten“ Anbau.  
Text und Bilder: UNDP Zimbabwe.

Bäuerinnen im Aufwind
Klimaverträgliche Landwirtschaft stärkt Frauen in Simbabwe

UNDP-climate.exposure.co
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Kenia: Klima und Gesundheit
Ärztinnen und Ärzte werden aktiv für eine klimaresisente Gesundheitsversorgung

In diesem Artikel untersuchen wir die viel-
schichtigen Herausforderungen, die die 
Klimakrise für die öffentliche Gesundheit 
in Kenia mit sich bringt. Wir konzentrieren 
uns dabei auf die Anpassungsstrategien, 
die von Gesundheitskräften, dem Ge-
sundheitssystem sowie mithilfe gemein-
schaftsorientierter Kampagnen umgesetzt 
werden, um die Widerstandsfähigkeit vul-
nerabler Kommunen angesichts klimabe-
dingter Katastrophen zu stärken. 

Kenia erstreckt sich über eine Fläche von 
rund 582.646 km2 und hat derzeit 56 
Millionen Einwohner. Das Land besteht 
im Wesentlichen aus der Küstenregion 
im Südosten, einer gemäßigten Region im 
Landesinneren, dem zentralen tropischen 

Hochland und einer weitgehend trocke-
nen und halbtrockenen Region im Nor-
den. Durch seine Lage am Äquator ist 
Kenia sehr anfällig für die Auswirkungen 
des Klimawandels – laut dem Klima-Ri-
siko-Index 2020 gehört es zu den am 
stärksten gefährdeten Ländern. Allein im 
ersten Quartal 2024 erlebte Kenia nie da-
gewesene Temperaturspitzen, gefolgt von 
unregelmäßigen Niederschlägen im zwei-
ten Quartal, die verheerende Dürren und 
Überschwemmungen auslösten. 

Klimabedingte Risiken 

Laut der Weltgesundheitsstatistik 2023 
wird der Klimawandel derzeit als dringen-
de Gefahr für die menschliche Gesund-

heit eingestuft. Nach den vorliegenden 
Erkenntnissen wirkt sich der Klimawandel 
wie folgt auf die Gesundheit aus:

	» Direkte Sterblichkeit und Verletzungen 
durch klimabedingte Naturgefahren wie 
Überschwemmungen, Dürren, Küsten-
stürme wie der Zyklon Hidaya und extreme 
Hitzewellen.

	» Indirekt durch vektorübertragene Krank-
heiten, die durch das Klima beeinflusst 
werden (wie Malaria, Dengue-Fieber, Rift-
Valley-Fieber, Chikungunya-Fieber) durch  
wasserbezogene Krankheiten, Unterernäh- 
rung und Ernährungsunsicherheit, Vertrei-
bung und Migration sowie durch die Desta-
bilisierung der Gesundheitsinfrastruktur. 

Die Auswirkungen des Klimawandels verschärfen sich und treffen  
insbesondere vulnerable Bevölkerungsgruppen wie Frauen und  

Kinder, Menschen mit Behinderungen, Geflüchtete und Asylsuchende,  
die einem erhöhten Gesundheitsrisiko ausgesetzt sind. 

ÜBERFLUTUNGEN IN TANA RIVER COUNTY,  
KENIA. 228 MENSCHEN STARBEN IM  
FRÜHJAHR 2024 IN DEN FLUTEN.
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Jüngste Studien zeigen mögliche Zusam-
menhänge zwischen den Auswirkungen 

des Klimawandels auf die psychische Ge-
sundheit, sogenannter „Klimaangst“, und 
der sexuellen und reproduktiven Gesund-
heit. So etwa nehmen sexuelle Gewalt, 
„Transactional Sex“ (Sex für Gegenleistun-
gen) und frühe Heiraten in Folge des Klima- 
wandels zu.

Das Zusammentreffen von klimabedingten 
Katastrophen und konfliktbedingten Ver-
treibungen hat zu einer Massenmigration 
innerhalb und über die Grenzen Kenias 
hinaus geführt, die das vorhandene Ge-
sundheitssystem überfordert. Der Norden 
Kenias ist aufgrund der schwindenden 
Land- und Wasserressourcen besonders 
von gewaltsamen Auseinandersetzungen 
betroffen.

In der Region am Horn von Afrika herrscht 
die schlimmste Dürre seit 40 Jahren, die 
zum Tod von Vieh im Wert von 1,5 Milliar-
den US-Dollar pro Jahr führt. Im Welthun-
ger-Index 2023 nimmt Kenia den 90. Platz 
von 125 Ländern ein, für die ausreichende 
Daten vorliegen. Mit einem Wert von 22,0 
fällt Kenia in die Schweregradkategorie 
„ernst“.

Klima- und Gesundheitspolitik

Kenias dritter Aktionsplan zum Klimawan-
del (NCCAP 2023-27) baut auf den vorhe-
rigen Aktionsplänen auf und bietet einen 
Rahmen für Kenia, um seinen national 
festgelegten Beitrag zu leisten. Kenia hat 
wichtige Initiativen zur Entwicklung einer 
klimafreundlichen Programmplanung und 
präventiver Gesundheitsmaßnahmen ein-
geleitet, die auf einem risikoübergreifen-
den Frühwarn- und Frühaktionsansatz 
beruhen. Der erste Schritt zur Stärkung 
des Gesundheitssystems sind gemein-
same Anstrengungen aller Akteure des 
Gesundheitswesens, um ein kontinuier-
liches Bewusstsein für die Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Gesundheit zu 
schaffen, und zwar durch eine wirksame 

Kommunikation und die Weitergabe von 
Erkenntnissen an das wichtigste Gesund-
heitspersonal. 

Verschiedene Gesundheitsorganisationen 
und die kenianische Regierung haben die 
Kapazitäten für eine integrierte Gesund-
heits- und Klimabeurteilung und Maß-
nahmen für besonders gefährdete Grup-
pen wie Frauen und Kinder, Menschen 
in informellen Siedlungen, Menschen mit 
Behinderungen sowie Geflüchtete und 
Asylsuchende ausgebaut. Regelmäßige 
Sensibilisierungskampagnen für Risiko-
gruppen werden durchgeführt, um das 
Wissen über sanitäre Einrichtungen, Hy-
giene, klimasensitive Krankheiten sowie 
über Belange der sexuellen und reproduk-
tive Gesundheit zu verbessern. 

W ichtige Interessenvertreter*innen des 
Gesundheitssektors in Kenia fordern 

nun einen Platz im Dialog über die Klima-
finanzierung, um sicherzustellen, dass 
angemessen in die Entwicklung klimare-
sistenter Infrastrukturen, Gesundheitssys-
teme und gemeindebasierter Anpassungs-
initiativen investiert wird.

Der Gesundheitssektor beteiligt sich zu-
nehmend an politischen Dialogen darüber 
wie wir uns an den Klimawandel anpassen 
und ihn abmildern können, um die Ge-
sundheitsbedürfnisse der vom Klimawan-
del am stärksten gefährdeten Menschen in 
die Anpassungsprogramme zu integrieren. 
Darüber hinaus wird durch die Beteiligung 
am politischen Dialog sichergestellt, dass 
eine klimaresistente Gesundheitsinfra-
struktur für den Fall extremer Wetterereig-
nisse geschaffen wird.

K enia hat Frühwarnsysteme zur Vorher-
sage klimasensibler, durch Mücken 

übertragener Krankheiten eingerichtet und 
damit das Epidemiepotential verringert. 
Diese Maßnahmen basieren auf Studien 
zu den monatlichen Durchschnittstem-
peraturen und Niederschlagsdaten – das 
Frühwarnsystem führt diese mit Daten 
zum Vorkommen von Überträgern in Haus-
halten zusammen sowie Daten von Pati-
ent*innen, die mit Krankheiten wie Malaria 
und Dengue-Fieber in Krankenhäusern 
behandelt wurden. Der Zusammenhang 
zwischen den Auswirkungen des Klima-
wandels auf die psychische Gesundheit ist 
noch nicht ausreichend erforscht, und die 
Bemühungen, die psychische Gesundheit 
und die Stressbewältigung in alle Klima- 
und Gesundheitsprogramme zu integrie-
ren, nehmen zu.

 Dennis Opondo, 
Harrison Kuria Karime 
und Victor Chelashow 

sind Ärzte und Mit-
glieder IPPNW Kenia.
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KLEINBAUERN UND NGOS DISKUTIEREN ÜBER  
KLIMARESILIENTE LANDWIRTSCHAFT
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KLIMAKRISE

D
ie Klimakrise ist eine ökologi-
sche Notlage und eine große 
Herausforderung für die globa-
le Gesundheit. Sie droht inzwi-

schen die gesundheitlichen Fortschritte 
der letzten 60 Jahre zunichte zu machen. 
Sie gefährdet die menschliche Zivilisation, 
wie wir sie kennen, und führt dazu, dass 
immer größere Teile der Erde für Menschen 
und Lebewesen praktisch unbewohnbar 
werden. So ist Luftverschmutzung für sie-
ben Millionen vorzeitige Todesfälle verant-
wortlich, deren Hauptursache die Nutzung 
fossiler Brennstoffe in Verkehr, Industrie 
und Landwirtschaft ist. Die Zahl der Hit-
zetoten sowie der Opfer von Extremwet-
terereignissen wird bei einem Weiter-so 
weltweit in die Millionen gehen. Die Ge-
sundheitseinrichtungen werden mit dieser 
Entwicklung zunehmend überfordert sein. 

Klima- und Umweltschutz sind Gesund-
heitsschutz. Klimaschutz als präventiver 
Ansatz ist zentral, um unsere Gesund-
heitssysteme auch in Zukunft bezahlbar 
und resilient zu machen. Diese Einsicht 
setzt sich allmählich durch. Viele Klima-
schutzmaßnahmen gehen mit großen Vor-
teilen für die Gesundheit einher. Dies gilt 
vorrangig für Maßnahmen gegen die Luft-
verschmutzung, die Umstellung auf eine 
pflanzenbasierte Ernährung sowie für eine 
klimafreundliche aktive Mobilität. Außer-
dem muss auch der Gesundheitssektor sei-
nen Treibhausfußabdruck deutlich senken 
und perspektivisch klimaneutral werden. 

Weshalb handeln wir angesichts 
dieser Lage nicht angemessen? 

Die Lösungen liegen im Prinzip vor, doch 
geschieht nicht das, was notwendig und 
„vernünftig“ wäre. Die Ursachen sind 
komplex und vielfältig. Einige der wesent-
lichen seien hier aufgeführt: 

Die „Fossilität“: eine Struktur, die tief in 
unserer Wirtschaft, Gesellschaft und Kul-
tur verankert ist, und einem erforderlichen 
Wandel entgegensteht (z.B. Lebensstile, 
Fliegen, autofreundliche Städte, unzu-
reichender ÖPNV). Dazu zählt auch die 
Verquickung von Teilen der Politik mit fos-
silen Interessen. „Dass die erforderlichen 
Maßnahmen nicht ergriffen werden, liegt 
an der Beschaffenheit der Macht- und 
Anreizstrukturen für Unternehmen, Poli-
tiker, Wähler und Konsumenten“, so der 
Soziologe Jens Beckert. Dazu gehört der 
Glaube an ungebremstes Wachstum, das 
mit den planetaren Grenzen nicht verein-
bar ist.

Der Einfluss von Big Oil: Die fossile 
Brennstoffindustrie hat uns seit Jahrzehn-
ten belogen, die Klimawissenschaft dis-
kreditiert, Zweifel gesät und „Thinktanks“ 
gegründet, die progressive Klimapolitik 
bekämpften. Sie hat per Lobbyismus und 
Bestechung auf die Politik eingewirkt, alle 
Maßnahmen, die ihr lukratives Geschäfts-
modell gefährden könnten, zu unterlaufen. 
Konzerne und Petrostaaten versuchen im-
mer noch, alles zu verhindern oder zu ver-
wässern, was zu einer schnellen Abkehr 
von den Fossilen führen würde. 

Das Versagen der Medien: Die Medien 
haben es über Jahrzehnte versäumt, über 
die sich abzeichnende Megakrise ange-
messen, faktenorientiert und nicht ver-
zerrt zu berichten. Das hängt u.a. mit den 
Verflechtungen zwischen fossilen Kapital-
interessen und Medienkonzernen zusam-
men, wie etwa das Murdoch-Imperium 
oder der Axel-Springer-Konzern zeigen.

Schwierigkeiten des transformativen 
Wandels angesichts komplexer Proble-
me: Grundlegend transformative Verände-
rungen erfordern ein neues Denken, einen 

systemischen Ansatz sowie eine sektor-
übergreifende Zusammenarbeit auf allen 
Ebenen (lokal, regional, global). Sie brau-
chen zudem Zeit in der Umsetzung und 
die Zustimmung der Bürger*innen. Hier-
auf sind die Wissenschaft, die Institutionen 
und die Politik mit ihren Steuerungsstruk-
turen nicht genügend vorbereitet. Sie ver-
harren noch zu sehr in ihrem Silodenken. 
Klima- und Umweltschutz sind gesamt-
gesellschaftliche Aufgaben. Ohne die Mit-
wirkung aller – Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft, Zivilgesellschaft und Bürger*innen 
– kann die Transformation nicht gelingen. 
Dabei muss der Fokus auf Veränderung 
der Strukturen liegen, die klima- und um-
weltfreundliches Verhalten der Bürger*in-
nen erst in relevantem Maße ermöglichen. 

Psychologische Gründe und Klimakom-
munikation: Die Folgen der Erderwär-
mung wurden bei uns lange als etwas 
wahrgenommen, das uns selbst nicht di-
rekt oder erst in ferner Zukunft bedroht. 
Inzwischen hat uns die Klimarealität ein-
geholt. Leugnung einer sonst vielleicht un-
erträglichen Realität und kognitive Disso-
nanz sind Abwehrmechanismen, um sich 
den Klimawandel schönzureden, denn 
sonst müsste man sein Verhalten ändern 
oder sich eingestehen, dass man für diese 
Entwicklung mit Verantwortung trägt. 

Die neoliberale Entwicklung mit der kurz-
fristigen Nutzenorientierung und einer den 
Egoismus fördernden Individualisierung 
spielt eine weitere Rolle dabei, dass Men-
schen nicht ihrer Einsicht gemäß handeln. 
Zudem überfordern die vielen Krisen der 
letzten Jahre (Covid, Kriege, Inflation) viel-
fach die Menschen und Veränderung wird 
oft als Bedrohung erlebt. Für die Akzep-
tanz von Klimaschutzmaßnahmen spielt 
eine große Rolle, dass die Lasten und Vor-
teile fair verteilt werden.

Schwierige Zeiten für Klima- und Umweltschutz
Rollback in der Klimapolitik: Warum wir nicht angemessen handeln – und was trotzdem Hoffnung macht
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30 Jahre lang haben die Wissenschaft 
und zivilgesellschaftliche Akteure ge-
glaubt, Aufklärung und Information wür-
den reichen, um das Bewusstsein für den 
notwendigen Wandel herbeizuführen. Das 
war naiv. Immer mehr alarmierende Mel-
dungen über Katastrophen wirken eher 
kontraproduktiv, da sie Menschen hilflos 
machen. Menschen müssen auch emotio-
nal angesprochen und ihre Alltagsrealität 
berücksichtigt werden, um sie zu errei-
chen. Wissen allein führt meist nicht zu 
Engagement und Veränderung, wenn es 
nicht zum Handeln ermutigt.

Die Weigerung der Politik, der Klima- 
und Umweltkrise höchste Priorität ein-
zuräumen: Es fehlt schlichtweg an politi-
schem Willen. Sachliche Notwendigkeiten 
und Gemeinwohlinteressen sind in der 
Politik vielfach nicht bestimmend. Der ei-
gene Machterhalt, der kurzfristige Zeitho-
rizont, und mächtige Partikularinteressen 
stehen dem oft entgegen. Auch dass die 
Debatte um notwendigen Klimaschutz als 
Kulturkampf hochstilisiert wird, völlig los-
gelöst von inhaltlichen Erwägungen, trägt 
zur Polarisierung bei und erschwert eine 
parteiübergreifende Zusammenarbeit bei 
den Lösungen. 

Rollback in der Klimapolitik und 
Strategiekrise der Klimabewegung 

Die Fridays-for-Future Bewegung u.a. ha-
ben wesentlich dazu beigetragen, dass 
das Thema 2019 weltweit auch politisch 
ganz oben auf der Tagesordnung stand. 
Durch die Coronakrise ist die Bewegung 
massiv geschwächt worden. Das „build 
back better“, eine zentrale Forderung aus 
der Coronazeit, Wirtschaft und Gesell-
schaft im Rahmen der Genesung (Reco-
very) ökologisch umzubauen, ist nicht ein-
getreten. Inzwischen rücken Regierungen 
und Unternehmen von vormals ambitio-
nierten Klimazielen ab oder lassen es an 
Umsetzungswillen mangeln. Der Green 
Deal der EU, droht verwässert zu werden, 
der Naturschutz in der EU-Politik ist als 

Folge der Bauernproteste gerade massiv 
geschwächt worden und die Aufhebung 
verbindlicher Sektorziele im Klimagesetz 
durch die Ampel steht bevor. Die Aussich-
ten auf kommende Wahlen stimmen eher 
pessimistisch.

Die derzeitigen Kriege in der Ukraine 
und in Gaza haben die Klimakrise in den 
Hintergrund treten lassen. Die durch die 
Kriege ausgelösten bzw. verschärften 
Spannungen erschweren die internationa-
le Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
des Klimawandels. Ganz abgesehen von 
dem erhöhten Treibhausgasausstoß und 
geringeren finanziellen Mittel für die so-
zial-ökologische Transformation. Erschwe- 
rend kommt hinzu, dass das Bundesver-
fassungsgericht den Plänen der Koalition 
einen Riegel vorgeschoben hat, Klima-
schutzmaßnahmen über die Umwidmung 
der Coronagelder in den Klimafonds mas-
siv zu fördern. Das Problem kann nur 
durch die Aufgabe bzw. Reform der Schul-
denbremse und/oder deutliche Steuerer-
höhungen gelöst werden. Für beides sind 
derzeit keine Mehrheiten in Sicht. 

Aus Angst vor der tagespolitischen Dis-
kussion würden Zukunftsfragen gar nicht 
mehr diskutiert oder gelöst, die EU und 
viele Regierungen liefen vor den Fakten 
davon und knickten gegenüber der Lobby 
ein, so der NABU-Chef J.A. Krüger zum 
Rollback in der EU-Politik. „Grown-up 
leaders are pushing for a catastrophe“, 
schreibt Todd Stern, der ehemalige Kli-
machef der USA, im Guardian. Er wirft 
ihnen vor, dass sie ihre Klimaprogramme 
verlangsamten, mit der Begründung, sie 
seien unrealistisch. „Obviously it’s difficult 
– we’re talking about enormous change to 
the world economy – but we can do it.“ 

Was wir bräuchten, sei ein narrativer Wan-
del, ein Wandel in den Köpfen und Herzen, 
der den führenden Politiker*innen zeigt, 
dass ihre politische Zukunft von starken 
Klimaschutzmaßnahmen abhängt. 

Trendwende in Teilen der Wirtschaft

Die fossile Industrie erschließt immer 
mehr neue Öl- und Gasfelder, obwohl laut 
der Internationalen Energieagentur neue 
Produktionsstätten unvereinbar mit dem 
1,5-Grad-Ziel sind. Sie verabschiedet sich 
angesichts exorbitanter Gewinne aufgrund 
des Ukrainekrieges von den eigenen Ver-
pflichtungen zur Klimaneutralität. Banken 
und Investoren finanzieren weiterhin fos-
sile Energieunternehmen, weil dort jetzt 
kurzfristig höhere Renditen zu erwarten 
sind. Greenwashing bei Maßnahmen 
zur Dekarbonisierung ist weit verbreitet. 
Unternehmen und Finanzinstitutionen 
rücken, nicht zuletzt auf Druck ihrer Ak-
tionäre oder der Politik (wie etwa in den 
von den Republikanern geführten US-
Staaten), von ihren vormals relativ klima-
freundlichen Zielsetzungen ab.

Was lässt trotzdem hoffen?

In den letzten Jahren gab es positive Ent-
wicklungen, die, bei aller Widersprüchlich-
keit, Unvollkommenheit und Ungewissheit 
bei der Umsetzung, doch in die richtige 
Richtung gehen und Anlass zur Hoffnung 
geben: 

Soziale Kippdynamiken

Neben Klimakipppunkten gibt es auch 
sogenannte soziale Kipppunkte, die ab 
Erreichen einer bestimmten Schwelle zu 
plötzlichen grundlegenden Änderungen 
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führen und einen transformativen Wandel 
auslösen können. Als Beispiele gilt der dy-
namische Ausbau der Erneuerbarer Ener-
gien, der inzwischen einen Kipppunkt er-
reicht hat und aufgrund des Preisvorteils 
(fast) ein Selbstläufer geworden ist. Das 
Finanzsystem kann plötzlich „kippen“, 
in dem Kapital massiv aus schmutzigen 
in „grüne“ Investitionen umgeleitet wird, 
wenn die entsprechenden Rahmbedin-
gungen und Anreize durch staatliche Re-
gulierung gegeben sind (z.B. CO2-Preis, 
Internalisierung der Kosten für Klima- und 
Umweltschäden in die Preise). 

Auch das Bildungssystem kann, wenn 
auch erst längerfristig, ein transformati-
ves Potential entfalten, da „transforma-
tive Bildung“ für Klima- und Umweltfra-
gen sensibilisiert und vom „Wissen zum 
Handeln/Engagement“ führen kann. Laut 
Befragungen ist nach wie vor eine große 
Mehrheit in der Welt von der Dringlich-
keit der Klimakrise überzeugt und hält 
Klimaschutz für wichtig bzw. sehr wichtig 
(in den USA sind es allerdings nur etwas 
über 50%).

Positive Politikansätze

Es gibt viele nationale und internationale 
Abkommen, Gesetze und Initiativen, die – 
bei allen Kompromissen und Widersprü-
chen – in die richtige Richtung gehen, 
so z.B. der EU Green Deal, der Inflation 
Reduktion Act in den USA mit einem mas-
siven Investitionsprogramm für Erneuer-
bare Energien und grüne Technologien, 
das UN-Weltnaturabkommen, das vor-
sieht, bis 2030 30 Prozent der weltweiten 
Land- und Meeresflächen unter Schutz zu 
stellen, um die Biodiversität zu schützen, 
das EU-Renaturierungsgesetz (2024), das 
die Mitgliedstaaten verpflichtet, beschä-
digte Ökosysteme zu renaturieren und das 
UN-Abkommen zum Schutz der Meere, 
ein globaler Vertrag über Erhalt und nach-
haltige Nutzung der biologischen Vielfalt 
der Hohen See (2023). Weiterhin zu nen-
nen sind: Das UN-Abkommen gegen Plas-
tikmüll, das derzeit verhandelt wird und 
die neue Luftqualitätsrichtlinie der EU, die 

noch der finalen Zustimmung des Rates 
bedarf. Diese sieht eine deutliche Ver-
schärfung der bisherigen Grenzwerte für 
Luftschadstoffe vor. wenn auch nicht die 
von Gesundheitsakteuren und Umweltver-
bänden bis 2030 geforderte volle Anglei-
chung an die zum Teil deutlich schärferen 
Richtwerte der WHO.

Optimistisch stimmt auch die breit unter-
stützte Initiative für ein Ökozid-Abkom-
men auf UN-Ebene, die darauf hin arbei-
tet, Ökozid als zusätzliches der bisher drei 
großen Menschheitsverbrechen im Rö-
mischen Statut des Internationale Straf-
gerichtshofs (IStGH) zu verankern. Die 
EU hat in ihrer überarbeiteten Umwelt-
direktive einen dem Ökozid vergleichba-
ren Straftatbestand verabschiedet und in 
mehreren EU-Ländern liegen inzwischen 
Ökozid-Gesetze zur Abstimmung vor oder 
werden vorbereitet.

Die wichtige Initiative zu einem UN-Nicht-
verbreitungsvertrag für fossile Brenn-
stoffe, die einen baldigen Ausstieg aus 
fossilen Brennstoffen und Klimagerech-
tigkeit anstrebt, wird von vielen deut-
schen Gesundheitsorganisationen unter 
stützt. Auch die zahlreichen Klimaklagen 
gegen Staaten und Konzerne stimmen 
optimistisch. So z.B. die bahnbrechenden 
Urteile des Bundesverfassungsgerichtes 
vom Mai 2021, die Urteile niederländi-
scher Gerichte, die ihre Regierung dazu 
verpflichten, mehr für Klimaschutz zu tun 
– bzw. das Unternehmen Shell dazu, seine 
Emissionen zu reduzieren (2021) – sowie 
das aktuelle Urteil des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte (EGMR), 
das anlässlich der Klage von Schweizer 
Senior*innen gegen ihre Regierung erst-
mals anerkannte, dass unzureichender 
Schutz vor Klimawandel die Menschen-
rechte verletzt. Hier liegt ein großes Po-
tential, Regierungen zur Verantwortung zu 
ziehen, das zu tun, wozu sie aufgrund ih-
rer Verfassungen bzw. Gesetze verpflichtet 
sind, und Unternehmen für die jahrelange 
Täuschung der Öffentlichkeit und für die 
Folgen ihrer Produkte zur Rechenschaft 
zu ziehen. Hier einzuordnen ist auch das 

Urteil des OVG Berlin vom 17. Mai 2024 
auf die Klage der Deutschen Umwelthilfe, 
dass die Klimaschutzprogramme für die 
Jahre 2030, um konkrete Maßnahmen er-
gänzt werden müssen.

Mobilisierung des deutschen 
Gesundheitssektors für Klima-
schutz und planetare Gesundheit

Hoffnungsvoll stimmt auch die Anerken-
nung und Bedeutung, die das Thema 
Klimawandel und planetare Gesundheit 
inzwischen im deutschen Gesundheits-
sektor erfährt. Das Thema ist gesetzt, 
wenn auch noch nicht überall schon mit 
der wünschenswerten Tiefe und Priorität. 
Der Deutsche Ärztetag und der Deutsche 
Pflegerat haben sich zentral damit befasst 
und Stellung bezogen. Zahlreiche medizi-
nische Fachgesellschaften positionieren 
sich inzwischen zum Klimaschutz bzw. 
planetarer Gesundheit und haben AGs ge-
gründet, die das Thema in ihren Organisa-
tionen vorantreiben. 

Zur dieser Erfolgsgeschichte hat KLUG, 
die Deutsche Allianz Klimawandel und 
Gesundheit e.V., ganz wesentlich beige-
tragen. KLUG ist ein Netzwerk aus aktiven 
Einzelpersonen und Gesundheitsorgani-
sationen, dem inzwischen Landesärzte-
kammern, Universitätskliniken, Kranken-
kassen und gesundheitsorientierte NGOs 
angehören. KLUG hat die Bewegung 
Health for Future initiiert. Die IPPNW als 
Organisation hat KLUG von Anfang an be-
gleitet und unterstützt.

Informationen und Kampagnen von 
KLUG finden Sie unter:  
www.klimawandel-gesundheit.de 

Dr. Dieter Lehm-
kuhl ist IPPNW-

Mitglied und 
engagiert sich 
bei KLUG e.V.

„Ein politischer Fortschritt (...) muss durch einen unnachgiebigen, gut organisierten 
Kampf errungen werden. Politiker reagieren nicht auf das beharrliche Wiederholen  
der Geschichte. Sie stellen sich nur dann einer Herausforderung, wenn sie mit einer  
Öffentlichkeit konfrontiert werden, die nach Veränderung schreit – und die, wenn sie  
ignoriert wird, die Macht der Politiker*innen bedroht.“ Bernard Lown
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Hitzeschutzmaßnahmen im  
deutschen Gesundheitswesen

Regionale Hitzeschutzbündnisse können zur Resilienz der Bevölkerung beitragen

D
ie Treibhausgasemissionen 
durch die Verbrennung fos-
siler Energieträger haben mit 
einer weltweiten Erhöhung der 

Temperaturen zu einem spürbaren Klima-
wandel geführt. Inzwischen werden in fast 
jedem Monat und Jahr neue Hitzerekorde 
vermeldet. In Deutschland ist die Tempe-
ratur seit 1881 um 1,8° Celsius gestiegen 
und liegt damit bereits deutlich über den 
Zielen des Pariser Klimagipfels von 2015. 

Die Zeit wird zunehmend knapper, in der 
ohne weitgehende Beschränkung eigener 
Bedürfnisse eine gutes Klimakonzept und 
eine Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen wirksam werden kann. Durch den 
Klimawandel – der inzwischen als Klima-
krise begriffen werden muss – kommt es 
nicht nur zu extremen Wetterereignissen. 
Die klimabedingte Zerstörung bisheriger 
Lebensgrundlagen führt zu großem Ar-
tensterben, sie schürt aber auch soziale 
Konflikte und führt zu Flucht und Migra-
tion. Die Verschlechterung der Luft- und 
Wasserqualität schafft veränderte Bedin-
gungen für neue Erreger und verändert 
regionale Krankheitsspektren. Hitze und 
Hitzewellen als konkreter Ausdruck der kli-
matischen Veränderungen führen zu einer 
Erhöhung der Sterblichkeit und verstärkter 
Krankheitsausprägung vor allem unter den 
Hochrisiko-Gruppen. Hierzu gehören viele 
unserer chronisch erkrankten Patient*in-
nen, Pflegebedürftige und Menschen mit 
hohem Medikamentenbedarf, betagte 
Menschen oder Kleinkinder, sozial Isolier-
te und Menschen in Pflegeeinrichtungen 
und in prekären Wohnsituationen, aber 
auch im Freien arbeitende Menschen. 

Die Bekämpfung der gesundheitlichen Ri-
siken der Klimakrise kann aber nicht nur 
als Gefahr, sondern auch als eine große 
Chance begriffen werden. Gerade als Ärz-
tinnen und Ärzte können wir wesentlich 
zur Resilienz der Bevölkerung beitragen. 
Die Coronavirus-Pandemie hat uns vor 
Augen geführt, wie vulnerabel und wenig 
krisenfest unser Gesundheitswesen ist. 

A ls die deutsche Gesundheitsminister-
konferenz 2020 die flächendecken-

de Erstellung von Hitzeaktionsplänen bis 
2025 beschloss, ging es deshalb nicht nur 
um den Schutz von Patientinnen und Pa-
tienten, sondern vor allem auch um den 
Schutz vor einer Überlastung des Gesund-
heitswesens. Getan hat sich – wie 2024 
festgestellt werden muss – in dieser Hin-
sicht noch nicht viel. Sicher haben ein-
zelne Kommunen wie Mainz, Mannheim, 
Worms und andere mit hohem Aufwand 
und großem Detailreichtum nach meist 
langer Planungs- und Vorbereitungszeit 
Hitzeaktionspläne erstellt – Heidelberg, 
Freiburg und andere haben sich auf den 
Weg gemacht. Diese Anstrengungen sind 
aber arbeits- und personalintensiv und zu-
meist durch die verfügbaren behördlichen 
Ressourcen limitiert. Ärztliche Expertise 
fehlt häufig. Teilweise existieren zwar Ar-
beits- und Planungsbündnisse wie z. B. in 
Berlin, die sich eine regionale Strukturie-
rung zur Aufgabe gemacht haben. Im Ap-
ril 2024 wurde in Ludwigsburg der erste 
Hitzeschutzplan für einen Flächenland-
kreis der Öffentlichkeit vorgestellt. Voraus-
gegangen war ein zweijähriger Entwick-
lungsprozess an einem Runden Tisch mit 
verschiedenen Beteiligten (Ärzteschaft, 

Gesundheitsamt, Kliniken, Schulen, Kitas, 
Pflegedienste, Pflegeheime etc.). Neben 
der Festlegung eines Alarmierungssys-
tems auf dem Boden der Hitzewarnungen 
des Deutschen Wetterdienstes wurden 
definierte Informationspfade festgelegt, 
über die Warninformationen und Informa-
tionsmaterialien verteilt werden konnten. 
Darüber hinaus wurden Muster-Hitze-
aktionspläne entwickelt, die explizit zur 
Weiterverwendung und Anpassung an die 
jeweiligen Gegebenheiten vor Ort genutzt 
werden können.

Die Nachricht ist klar: Ungeachtet dieser 
positiven Entwicklungen besteht ein ho-
her Bedarf an lokalen und überregiona-
len Hitzeschutzbündnissen, um die Ver-
treter*innen der verschiedenen Bereiche 
zum Austausch und zur Fortentwicklung 
miteinander vernetzen und wirksame Plä-
ne zum Hitzeschutz im Gesundheitswe-
sen zu entwickeln. Spätestens, wenn die 
Klimamodelle für die nächsten 50 Jahre 
zur Betrachtung herangezogen werden, 
wird offenkundig, dass uns nicht viel Zeit 
bleibt, um gravierende Gefahren für unse-
re Gesundheit und unseren Planeten ab-
zuwenden. 

GESUNDHEITSBERUFE  
BEIM KLIMASTREIK IN BERLIN

Dr. Robin Maitra 
ist Mitglied des 

Vorstandes 
der deutschen 

IPPNW.
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S
eit sieben Monaten führt Israel 
einen extrem brutalen Krieg in 
Gaza. In dieser Zeit hat die is-
raelische Militäroffensive als Ant-

wort auf das Massaker der Hamas am 7. 
Oktober über 35.000 Palästinenser*innen 
in Gaza das Leben gekostet, davon mehr 
als 14.500 Kinder. Über 78.000 Men-
schen wurden verletzt, 75 % der Bevölke-
rung intern vertrieben sowie die Hälfte der 
Bevölkerung in die Hungersnot getrieben. 

In den ersten drei Monaten des Krieges 
warf die israelische Luftwaffe laut offi-
ziellen palästinensischen Angaben über 
12.000 Bomben über Gaza ab, darunter 
Hunderte 1.000-Kilo-Bomben. In einem 
kürzlich veröffentlichen Bericht spricht die 
UN von einem seit 1945 nicht dagewese-
nen Ausmaß an Zerstörung in kürzester 
Zeit. Rund 60 % aller Gebäude und weite 
Teile der zivilen Infrastruktur sind zerstört 
oder beschädigt. Der kleine Landstrich 
wurde auf Jahre quasi unbewohnbar ge-
macht und wichtige Teil des kulturellen 
Erbes für immer zerstört. Bis heute hat die 
israelische Regierung weder ihre erklärten 
Kriegsziele erreicht, die Hamas zu elimi-
nieren, noch alle der 240 Geiseln sicher 
nachhause zu bringen. Noch immer hält 
die Hamas über 100 Geiseln gefangen.

Inmitten dieses unvorstellbaren menschli-
chen Leids und Unrechts scheint der Blick 
auf die Klima- und Umweltfolgen des Kon-
fliktes fast zweitrangig. Doch es ist wichtig, 
die Zusammenhänge zwischen den direk-
ten und indirekten Folgen der Gewalt in 
den Blick zu nehmen und zu verstehen. 

Der Konflikt trägt immens zur Klimakatas-
trophe bei in einer Region, die bereits von 
den Folgen des Klimawandels betroffen 
ist. Schon vor dem 7. Oktober 2023 führte 
die israelische Besatzungspolitik, die mit 
militärischer Gewalt aufrechterhalten wird, 

dazu, dass Palästinenser*innen stark von 
Wasserknappheit, Lebensmittelknappheit, 
Landdegradation und Biodiversitätsverlust 
betroffen waren. Bemühungen um eine 
dekarbonisierte und klimagerechte Zu-
kunft wurden in den besetzten palästinen-
sischen Gebieten strukturell verhindert. 

A llein die Kriegshandlungen in den 
ersten 60 Tagen nach dem 7. Okto-

ber 2023 verursachten mehr Emissionen 
als 20 einzelne Länder in einem ganzen 
Jahr, so eine Studie von Forscher*in-
nen aus Großbritannien und den USA. 
Über diese Klimaauswirkungen sprach 
die IPPNW im Rahmen eines Webinars 
im April mit dem britischen Geografen 
Benjamin Neimark, Professor an der 
Queen Mary University London, sowie 
dem kanadischen IPPNW-Arzt Tim Taka-
ro, emeritierter Professor an der Simon 
Fraser University.

Die Umweltfolgen und Gesundheitsaus-
wirkungen von Krieg, vom Einsatz spezi-
fischer Waffen über die Produktion zur 
Entsorgung des toxischen Mülls auf Militär-
basen, sind schon lange im Blick von For-
schenden, Gesundheitsfachkräften und 

Friedensaktivist*innen. Die Klimaaus-
wirkungen von Rüstungsindustrie, Militär 
und Krieg hingegen waren lange unter 
dem Radar. Die Erhebung der nationalen 
militärischen Treibhausgasemissionen ist 
immer noch freiwillig unter der UN-Klima-
rahmenkonvention, die Datenlage lücken-
haft. Diese Lücke zu füllen setzen sich For-
scher*innen und Aktivist*innen zum Ziel. 
Dabei geht es nicht nur um die offensicht-
lichen Klimasünder wie etwa treibstoffin-
tensive Kampfflugzeuge oder Panzer. Es 
geht auch darum, die „Infrastruktur des 
Krieges“ auf ihre Klimafolgen zu prüfen. In 
dem Projekt „Concrete Impacts“ ermitteln 
Forscher*innen um Benjamin Neimark 
mithilfe einer hybriden Life Cycle Analysis 
den Umweltfußabdruck von Wasser, Sand 
und Beton in den Lieferketten des US-Mi-
litärs im Irakkrieg und darüber hinaus. Die 
Arbeit zu den kilometerlangen Sprengwän-
den zeigt ausschnitthaft die vielfältigen 
Wechselwirkungen zwischen der militäri-
schen Invasion, globalisierten und CO2-
intensiven Infrastrukturträgern wie Beton 
und lokalen Umwelt- und Klimafolgen.

Für den Gazakrieg haben die Forschenden 
dementsprechend ausschnitthafte Be-

Klima- und Umweltfolgen des Gazakrieges
 Wechselwirkungen von Krieg und Klima treten in Gaza verheerend zutage 
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rechnungen der CO2-Emissionen entlang 
dreier Zeithorizonte vorgelegt. Sie berech-
nen, dass bestimmte Kampfhandlungen 
der ersten 60 Tage nach dem 7. Oktober 
2023, insbesondere aus dem Einsatz von 
Kampfflugzeugen, Panzern, Munition, 
Bomben und Raketen, ca. 280.000 Ton-
nen CO2-Äquivalente (tCO2e) verursacht 
haben. Das ist etwa soviel, wie 75 Kohle-
kraftwerke über einen Zeitraum von einem 
Jahr ausstoßen. In einem zweiten Schritt 
berechnen die Autor*innen die Emissionen 
aus der Kriegs-Infrastruktur seit 2017. Hier 
werden einerseits die ca. 500 km langen 
Tunnel der Hamas aus Beton und Eisen, 
die sogenannte „Gaza Metro“, berück-
sichtigt. Deren Konstruktion hat 176.000 
tCO2e verursacht. Dem gegenüber stehen 
274.232 tCO2e aus der Errichtung des is-
raelischen „Iron Wall“, der ca. 65 km lan-
gen Sperranlage um Gaza, bestehend aus 
Überwachungstechnologie und Sensoren, 
sowie Materialien wie Stacheldraht, Me-
tallzäunen und Betonbarrieren. In einem 
dritten Zeithorizont werden die meisten 
Emissionen im Rahmen dieses Konfliktes 
projiziert: Sie betreffen den Wiederauf-
bau. Bereits bei Erarbeitung der Studie 
(12/2023) war das Ausmaß der Zerstörung 
von Wohngebäuden, Straßen, Wasserauf-
bereitungsanlagen, Kanalisation u. v.m. 
verheerend. Hier berechnen die Autor*in-
nen die Emissionen aus dem Wiederauf-
bau von 100.000 Gebäuden, mindestens 
30 Millionen tCO2e, entsprechend dem 
jährlichen Ausstoß Neuseelands.

Diese Erhebung ist bewusst ausschnitt-
haft, sie zeigt die hohen Emissionen aus 
nur einigen Kriegshandlungen bzw. kriegs-

bedingten Aktivitäten. Die tatsächlichen 
Klimawirkungen aus dem Konflikt sind 
sehr wahrscheinlich um ein Vielfaches hö-
her. Wissenschaftler*innen des Projekts 
„Military Emissions Gap“ fordern daher 
systematische Erhebungen der Emissio-
nen aus Rüstungsindustrie und Militär in 
Friedenszeiten entlang der drei Scopes 
des Greenhouse-Gas-Protokolls. Sie schla-
gen desweiteren die Einführung eines Sco-
pe 3+ vor, das die Emissionen aus Kriegs-
handlungen bemisst. Hierunter würden 
die Klimafolgen eines breiteren Spektrums 
an Kriegsfolgen wie beispielsweise Wald-
brände, Landnutzungsveränderungen, In- 
frastrukturschäden, Wiederaufbau, medi-
zinische Versorgung und die Versorgung 
Geflüchteter fallen.

Im Gazakrieg treten diese Wechselwir-
kungen besonders verheerend zu Tage. 

In dem dicht besiedelten Landstreifen ist 
die ohnehin unzureichende Wasserver-
sorgung zusammengebrochen. Anfang 
des Jahres waren 70 % der Menschen ge-
zwungen, versalzenes oder verunreinigtes 
Wasser zu trinken. Durch die Zerstörung 
der Energieversorgung fielen Wasserauf-
bereitungsanlagen und Abwasserpump-
stationen aus. Toxischer Staub durch die 
Zerstörung von Gebäuden und darin ent-
haltenen Materialien wie mehrkernige 
aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK), 
chlorierte Verbindungen und Dioxine ge-
fährden die Gesundheit. Tonnen von teils 
toxischen Trümmern werden abgeräumt 
und aufbereitet werden müssen. Durch 
die Zerstörung von Gebäuden und Solar-
paneelen werden klimatisierte Schutzräu-
me in Hitzephasen fehlen, was besonders 

Kinder und Ältere gefährdet. Die landwirt-
schaftliche Produktion im Gazastreifen war 
bereits durch die israelische Blockade, 
mangelnde Abfall- und Düngemittel-Regu-
lation und die Klimakrise herabgesetzt. Im 
Zuge des Krieges wurden bis Februar 2024 
etwa ein Drittel der Felder, Obstgärten 
und Olivenhaine zerstört oder verseucht. 

Es ist die Aufgabe dieses Jahrhunderts, 
die großen Krisen von Krieg und Klima-
katastrophe zusammen zu denken. Die 
Ursachen der Klimakrise können nicht ef-
fektiv angegangen werden, ohne auch die 
Gewaltstrukturen von Ungleichheit, Milita-
risierung und Krieg anzuprangern und zu 
verändern. Klimagerechtigkeit kann es nur 
für alle geben oder für niemanden.

Für den Krieg in Gaza bedeutet das, dass 
Klima- und Friedensbewegung sich ge-
meinsam für Solidarität, für einen soforti-
gen Waffenstillstand, für eine Aufarbeitung 
der Kriegsverbrechen, ein Ende der deut-
schen Waffenlieferungen an Israel und 
eine politische Lösung des Konflikts ein-
setzen sollten. 

Die Vorträge von Benjamin Neimark 
und Tim Takaro finden Sie hier: 
youtube.com/ippnwgermany

ZERSTÖRUNG IN GAZA.

Laura Wunder 
ist Referentin für 

Klimagerechtigkeit 
und Global Health 

der deutschen  
IPPNW.
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RAFAH: VERTRIEBENE STEHEN SCHLANGE, UM  
VON DER UN WASSER ZU BEKOMMEN, 5. MAI 2024
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WELT

Zukunftskonferenz in Nairobi
IPPNW fordert dauerhafte Repräsentanz atomwaffenfreier Staaten im UN-Sicherheitsrat

I
m September wird der Zukunftsgip-
fel der Vereinten Nationen in New 
York stattfinden. Der UN- General-
sekretär António Guterres hat dafür 

Empfehlungen für eine neue Agenda für 
den Frieden formuliert. Guterres‘ Vision ist 
die eines „Multilateralismus in einer Welt 
im Wandel“. Darin sieht er fünf Hand-
lungsbereiche: 1) Prävention auf globaler 
Ebene durch Abrüstung und präventive 
Diplomatie; 2) Prävention auf nationaler 
Ebene, etwa durch „nationale Präventions-
strategien“; 3) Zukunft von Friedenseinsät-
zen; 4) „neue Ansätze“, zum Beispiel zur 
verantwortlichen Nutzung neuer Technolo-
gien; und 5) UN-Reformen, hin zu einem 
repräsentativeren Sicherheitsrat, einer revi-
talisierten Generalversammlung und einer 
gestärkten Peacebuilding Commission, die 
als Beratungsorgan des UN-Sicherheits-
rats und der Generalversammlung an der 
Schnittstelle von Frieden und Entwicklung 
eine größere Rolle zukommen soll.

Der Zukunftsgipfel wird von der UN in meh-
reren Schritten international vorbereitet. 
Am 9. Und 10. Mai 2024 fand dazu eine 
Civil Society Conference in Nairobi statt, an 
dem für die IPPNW Kelvin Kibet, Dennis 
Opondo und Bonaventure Machuka aus 
Kenia sowie Rolf Bader aus Deutschland 
teilnahmen und die Vorschläge der IPPNW 
einbrachten. Die IPPNW sieht das Leben 
und die Zukunft der Menschheit doppelt 
bedroht, durch die Gefahr des Atomkriegs 
und durch die fortschreitende Klimakrise. 
In Bezug auf die Atomkriegsgefahr fordert 
die IPPNW die Atomwaffenstaaten zu ato-
marer Abrüstung und zu einem Beitritt zum 
Atomwaffenverbotsvertrag auf. Wegen der 
aktuellen Eskalationsgefahr im Ukraine-
krieg sollten die fünf Atomwaffenstaaten, 
die gleichzeitig ständige Mitglieder im UN-
Sicherheitsrat sind, sich gemeinsam ver-
pflichten, auf einen Ersteinsatz von Atom-
waffen zu verzichten – ein erster Schritt 
zu vertrauensbildenden Maßnahmen und 
atomarer Rüstungskontrolle. 

Zur Lösung der Klimakrise empfiehlt die 
IPPNW, dass allgemeine und atomare 

Abrüstung wieder auf die internationale 
Tagesordnung gesetzt werden muss. Das 
anhaltende globale Wettrüsten und der 
kontinuierliche Anstieg der weltweiten Mi-
litärausgaben (2023 laut SIPRI 2443 Mil-
liarden US-Dollar) sind für die Menschheit 
nicht weiter hinnehmbar. Globale Aufrüs-
tung bewirkt, dass Ressourcen abgezogen 
werden, die dringend für die Befriedigung 
grundlegender menschlicher Bedürfnisse 
und die Förderung der notwendigen glo-
balen Klimaschutzmaßnahmen benötigt 
werden. Auch der CO2-Fußabdruck des 
Militärs, der bisher in der Klimabericht-
erstattung systematisch ausgespart wird, 
muss endlich verpflichtend in die Länder-
berichte an das UN-Klimasekretariat ein-
bezogen werden. 

Geopolitische Rivalitäten unter den fünf 
Atomwaffenstaaten und ständigen Mit-
gliedern des UN -Sicherheitsrat behindern 
diesen gravierend in seiner Entscheidungs-
findung. Die IPPNW fordert daher eine 
stärkere Stimme der Nichtatomwaffen-
staaten als ständige Mitglieder des UN-Si-
cherheitsrats. Staaten, die sich jetzt schon 
freiwillig entschlossen haben, auf Atom-
waffen zu verzichten, müssen festes Mit-
glied im Sicherheitsrat sein. Dafür kämen 

zum Beispiel Südafrika in Frage, das den 
Atomwaffenverbotsvertrag (AVV) schon 
ratifiziert hat, und Brasilien sowie Indo-
nesien, die beide den AVV unterzeichnet 
haben und demnächst ratifizieren werden. 
So könnte die neue Norm, die sich durch 
den Atomwaffenverbotsvertrag gegen den 
herrschen Nuklearismus („Atomwaffen bis 
in alle Ewigkeit“) durchgesetzt hat, weiter 
gestärkt werden. 

Der Prozess, wie der Atomwaffenverbots- 
vertrag in Kraft getreten ist, könnte als 
Modell dienen, um die notwendigen Ver-
änderungen in der Struktur des derzeitigen 
Sicherheitsrates einzuleiten und atomwaf-
fenfreien Stimmen eine Vertretung im Si-
cherheitsrat zu geben. Auch die Interna-
tionale Kampagne zur Abschaffung von 
Atomwaffen ICAN unterstützt diese Forde-
rung. 

Mehr zur Konferenz in Nairobi auf S. 34.

BEI DER UN CIVIL SOCIETY CONFERENCE IN NAIROBI

Dr. Angelika 
Claußen ist 

Co-Präsidentin 
der deutschen 

IPPNW.
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HAGEN

AKTION

Mut zum Frieden
IPPNW-Jahrestreffen in Frankfurt

V
om 26.-28. April 2024 fanden sich 160 Teilnehmer*innen 
zum IPPNW-Jahrestreffen in Frankfurt/Main zusammen. 
Die Vereinsmitglieder verabschiedeten einen politischen 
Leitantrag für atomare Abrüstung, Anträge gegen die 

Militarisierung des Gesundheitswesens und zur Vereinsöffnung. 
Mit einer Kundgebung auf dem Paulsplatz endete das Treffen am 
Sonntag. Ärzt*innen und Aktivist*innen demonstrierten für die Ein-
haltung der Menschenrechte in der Asylpolitik. In den Redebeiträ-
gen wurde insbesondere die akute Vernachlässigung menschen-
rechtlicher Standards in der Gesundheitsversorgung geflüchteter 
Menschen kritisiert und auf die humanitären Konsequenzen von 
Kriegen verwiesen. Der ehemalige IPPNW-Vorsitzende Matthias 
Jochheim erinnerte an die aktive Rolle Deutschlands bei der Ab-
schottungspolitik, die bereits Zehntausende Migrant*innen das 
Leben gekostet hat.
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 GELESEN

Abrechnung mit der NATO
 
Pünktlich zum 75-jährigen Jubiläum der NATO hat 
die Bundestagsabgeordnete Sevim Dagdelen 
eine kritische Übersicht über Struktur und Wir-
ken des westlichen Militärbündnisses publiziert. 

Z
itat daraus: „Die Mythen der NATO verklären den Blick 
auf die Wirklichkeit. Um Auswege aus der gegenwär-
tigen Krise zu finden, bedarf es ihrer Enthüllung.“ Mit 
130 Seiten ist das Werk recht schlank, dabei aber 

hochkonzentriert und vor allem ausgezeichnet strukturiert – 
was Zugang und Nutzbarkeit auch für zeitgestresste Friedens-
bewegte enorm steigert. 

In zwölf Kapiteln werden Essentials wie Ukraine- und Gazakrieg, 
„Zeitenwende“, die Doppelmoral der NATO in puncto Völker-
recht und Demokratie, die Kooperation ihres Geheimdienstes 
mit dem Rechtsterrorismus und die Destabilisierung des Welt-
friedens durch ihre globale Expansion sowie die Kündigung al-
ler wichtigen Rüstungskontrollabkommen durch ihre Führungs
macht USA beleuchtet. Ein ganzes Kapitel ist Julian Assange als 
politischem Gefangenen der NATO gewidmet. Den Abschluss 
bildet der Ausblick „Frieden statt NATO“. 

Autorin und Verlag ist es dabei gelungen, das Buch auf erstaun
lichem Aktualitätsniveau herauszubringen und es mit einem 
höchst nützlichen, nach Kapiteln geordneten Quellenapparat zu 
versehen. Absoluten Seltenheitswert hat zugleich die politische 
Expertise von Dagdelen: Für ihren scharf friedensfokussierten 
Blickwinkel kann sie sich auf fast 20 Jahre Erfahrung als MdB 
stützen. Sie ist seit vielen Jahren Mitglied im Auswärtigen Aus-
schuss des Bundestages (heute als Obfrau für das BSW) und 
der Parlamentarischen Versammlung der NATO und gehört der 
Parlamentariergruppe USA, der deutsch-chinesischen sowie 
der deutsch-indischen Parlamentariergruppe an. Entsprechend 
gut ist sie international vernetzt. 

Mein Fazit: Für Friedensbewegte ist – auch im Internetzeitalter 
– die Lektüre des sehr gut lesbaren Buches ein großer Gewinn. 
Unter den oben genannten Blickwinkeln ist es derzeit konkur
renzlos – und seinen Preis von 16 Euro mehr als wert. 

Sevim Dagdelen: Die NATO: Eine Abrechnung mit dem Werte-
bündnis. 128 S., 16,- Euro, Westend, Frankfurt 2024, ISBN: 
978-3-86489-467-1 

Christoph Krämer

Zu viele Informationen 

Wenn Sie wissen wollen, wie ein ausgewachsener 
Atomkrieg aussehen könnte, wie er auf plausible 
Weise beginnen (und enden) könnte, ist Annie Ja-
cobsens Buch sehr wertvoll.

E
in Blick auf die umfangreichen Anmerkungen und das 
Literaturverzeichnis (fast 60 Seiten) zeigt, dass sehr viel 
Auswand in die Recherchen geflossen ist. Es geht um 
nukleare Strategien und Zielpläne, die Auswirkungen 

einer oder mehrerer Explosionen, den gefährdeten Fortbestand 
der Regierung, die Nutzlosigkeit der Raketenabwehr, Probleme 
von Missverständnissen und Fehleinschätzungen und viele an-
dere Aspekte. Der wichtigste Punkt ist jedoch: Jacobsens Buch 
zeigt, dass die nukleare Abschreckung, wenn sie scheitert, zum 
Ende der Zivilisation, wie wir sie kennen, führen wird. Dieser Punkt 
muss verstanden werden, wenn wir die Politik davon überzeugen 
wollen, Atomwaffen abzuschaffen. Aus diesem Grund habe ich 
das Buch zunächst als Kampagneninstrument begrüßt.

Allerdings ist dieses Atomkriegsszenario nicht unbedingt plausi-
bel. Ein „Blitz aus heiterem Himmel“ mag das sein, „was jeder in 
Washington am meisten fürchtet“, ist aber nicht das wahrschein-
lichste Szenario. Jeffrey Lewis geht in seinem „2020 Commission 
Report on the North Korean Nuclear Attacks against the US“ aus-
führlich darauf ein, wie ein nuklearer Angriff aus Nordkorea auf 
die USA zustandekommen könnte. Annie Jacobsen jedoch erklärt 
nicht, wie es zu dem beschriebenen Angriff gekommen ist. Wenn 
wir andere überzeugen wollen, dass die Abschreckung scheitern 
wird, muss die Erklärung plausibel sein.

Mein Hauptkritikpunkt ist, dass es zu viele Informationen gibt. 
Es reicht schon, sich damit auseinanderzusetzen, dass ein ein-
ziger Atomsprengkopf einen totalen Atomkrieg auslöst, der zu 
einem nuklearen Winter führt. Schon das ist die Vorstellung des 
Unvorstellbaren. Doch Jacobsen reiht eine Katastrophe an die 
andere und versucht anscheinend, alle von ihr recherchierten 
„Was wäre wenn“-Forschungen zu nutzen. Problematisch sind 
zudem Fehler, die nur Atomexpert*innen bemerken und in den 
sozialen Medien kommentiert haben. Übrigens wird man nicht 
geblendet, wenn man auf eine Atomexplosion schaut, sondern, 
wenn man den Blitz vor der Explosion sieht. Trotzdem empfeh-
le ich dieses Buch. Aber lesen Sie es nicht, bevor Sie schlafen 
gehen. Sonst werden Sie Probleme beim Einschlafen haben.

Annie Jacobsen: 72 Minuten bis zur Vernichtung. Atomkrieg. 400 
S., 22,- Euro, Heyne, München 2024, ISBN: 9783453218789. 
Xanthe Hall
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NÖRVENICH BEI KÖLN 

 3.-7. 7. 2024

Camp für Klima- 
gerechtigkeit und  

nukleare Abrüstung: 
buechel.nuclearban.de

JUNI

JULI

1.7. Erhöhte Krebsraten durch 
Atomwaffentests, Vortrag von Dr. 
Tilman Ruff (IPPNW) in Hamburg

3.-7.7. Camp für Klimagerechtigkeit 
und nukleare Abrüstung in Nörve-
nich bei Köln. Mehr unter: 
buechel.nuclearban.de

SEPTEMBER

14.9. Einweihungsfeier der 
neuen IPPNW-Geschäftsstelle in 
der Frankfurter Allee 3, Berlin

16.9-27.9. Menschenrechtler*in-
nen aus dem Südosten der Türkei 
besuchen Frankfurt (M) und Berlin: 
 
20.09. Fachtag zu psychosozialer 
Arbeit mit Expert*innen aus der 
Türkei im Rahmen der kurdischen 
Delegationsreise, Berlin 

OKTOBER

14.10. Side-Event der DPGG zum 
World Health Summit in der 
Staatsbibliothek Berlin

25.10. Nuklearer Fallout: Öko-
logische, ökonomische und soziale 
Auswirkungen des zivil-militäri-
schen Atomkomplexes. Fachtagung 
Atommüllreport in Hannover.  
Mehr unter: atommuellreport.de 

Weitere Informationen unter:
www.ippnw.de/aktiv-werden/termine

TERMINE
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Das nächste Heft erscheint im September 2024. Das Schwerpunktthema ist:

Atomwaffenverbot und Opferhilfe
Der Redaktionsschluss für die Ausgabe 179 / September 2024 ist der 31. Juli 2024.  
Das Forum lebt von Ihren Ideen und Beiträgen. Schreiben Sie uns: forum@ippnw.de

Anmelden! 

Thesen zur Verteidigung  
der Migrationsgesellschaft

Antifaschismus ist eine Notwendigkeit  
und Migration die Realität einer demo- 
kratischen Gesellschaft. Doch vielerorts 
wird Migration zum Problem schlechthin stilisiert, der eigene 
Rassismus hingegen ausgeblendet: Vor den Europawahlen 
hat die „Antifaschistischen Plattform zur Verteidigung der 
Migrationsgesellschaft“ diese acht Thesen veröffentlicht.

Falzflyer DIN lang, kostenlos | Bestellen unter: shop.ippnw.de 
Download: ippnw.de/bit/8-thesen 

IPPNW-Akzente Türkei
Die Teilnehmer*innen der IPPNW-Türkeireise berichten 
von der Situation von politischen Gefangenen und ihren 
Angehörigen, von der Arbeit in Adiyaman, einer vom Erd-
beben stark betroffenen Stadt, von Umweltproblemen, 
von der systematischen Vertreibung von Kurd*innen aus 
ihren angestammten Gebieten, von den unfairen Bedin- 
gungen vor der Kommunalwahl und von der Situation 
Geflüchteter im Transitland Türkei.

Verfügbar ab August 2024 unter: shop.ippnw.de 
Download: ippnw.de/bit/tuerkei-24

Liebe Mitglieder,  

aufgrund unseres 

Umzuges schließt der  

IPPNW-Shop bis zum 

 24. Juni 2024.

19.6. 30 Jahre IPPNW-Regional- 
gruppe Nürnberg-Fürth-Erlangen:  
Medizinische Friedensarbeit  
zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit, Nürnberg
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 GEFRAGT

6 Fragen an …
Rolf Bader
IPPNW-Mitglied und ehemaliger  
Geschäftsführer der deutschen Sektion 

1Rolf, Du hast für die IPPNW an der UN Civil Society Confe-
rence in Nairobi teilgenommen, wo eine Reform der UN vor-

bereitet wurde. Was war Dein erster Eindruck? Über 600 Nicht-
regierungsorganisationen, Wissenschaftler*innen internationaler 
Einrichtungen und Diplomat*innen verschiedener Staaten haben 
in Nairobi intensiv zusammengearbeitet, dabei stammten 70 % 
aller Teilnehmer*innen aus den Staaten Afrikas. Fast 40 % von 
ihnen waren junge Menschen. 

2Wie hat sich diese junge Generation bei der Konferenz einge-
bracht? Zusammen mit Dr. Kelvin Kibet, Bonventure Machuka 

und Dennis Opondo (IPPNW Kenia) nahm ich an einer Sitzung 
der deutschen UN-Botschafterin und ihres namibischen Kollegen 
teil, die sich mit ca. 50 jungen afrikanischen Teilnehmer*innen 
zu einem Austausch trafen. Diese forderten von den beiden Bot-
schaftern Mit- und Entscheidungsrechte für die junge Generation 
in den Gremien der UN. Sie wünschen sich Strukturen, die ihnen 
Gestaltungsmöglichkeiten innerhalb der UN ermöglichten. Ihr Ziel 
ist, den afrikanischen Interessen mehr Gewicht zu verleihen und 
der jungen afrikanischen Generation mehr Gehör zu verschaffen. 
Sie forderten Bildungsmaßnahmen und deren Finanzierung über 
die UN. Besonders Mädchen müssten gefördert werden.

3Sicherlich war hier auch die Klimakrise zentrales Thema.  
Die jungen Leute kritisierten, die Auswirkungen des Klima-

wandels träfen vor allem Afrika, das nicht der Verursacher sei. Die 
Folgen sind bekannt: Verwüstung, Versteppung, Trockenheit, Dür-
re, Wassermangel. Millionen Menschen sind betroffen, Hunger, 
Elend und millionenfacher Tod die katastrophale Konsequenz. 
Abschließend forderten zwei Teilnehmer noch völlig berechtigt 
einen Sitz eines afrikanischen Staates im UN-Sicherheitsrat. Ich 
war sehr beeindruckt von diesem Austausch.

4Was sind die zentralen Punkte des Zukunftspakts, der in 
Nairobi entstanden ist? Der inzwischen vorliegende Entwurf 

„Pact for the Future“ ist unter Berücksichtigung von 400 State-
ments und Expertisen entstanden. Natürlich war es nicht rea-

listisch, alle Vorschläge und Wünsche im Pact zu erfassen. Auf 
knapp 20 Seiten habe man sich mit 148 Absätzen für allgemeine 
Formulierungen entschieden, die den Weg für eine Reform der 
UN umreißen würden. Der dickste Brocken sei die angestrebte 
Reform des UN-Sicherheitsrats, für die im Juni 2024 ein Vor-
schlag präsentiert werden solle, so Namibias UN-Botschafter 
Neville Gertze. Derzeit müsse man noch rechtliche Fragen klä-
ren und Gespräche mit einflussreichen Mitgliedsstaaten führen. 
Die IPPNW sieht im Atomwaffenverbotsvertrag ein Vorbild für not-
wendige Veränderungen in der Struktur des UN-Sicherheitsrates. 
Deshalb forderte sie in einem Statement, den atomwaffenfreien 
Staaten des Globalen Südens eine starke Vertretung im Sicher-
heitsrat zu geben.

5Was für eine Rolle spielte Deutschland bei der Konferenz? 
Besonders wichtig war aus meiner Sicht die Mitwirkung der 

für die Planung des Zukunftsgipfels zuständigen deutschen UN-
Botschafterin Antje Leendertse und des namibischen Botschaf-
ters Neville Gertze. Beide drückten ihre große Dankbarkeit für die 
überwältigende Mitwirkung der Zivilgesellschaft aus. Die Über-
zeugungsarbeit für eine Reform der UN müsse weltweit von der 
Zivilgesellschaft geleistet werden. Ich hatte zum Glück auch die 
Gelegenheit, mit Frau Leendertse kurz über das IPPNW-State-
ment zu sprechen. 

6Welche Rolle spielte das Thema Frieden? Die Konferenz sen-
dete ein deutliches Signal an die Mitgliedsstaaten, das Frie-

densgebot der UN-Charta zu achten. Nairobi wurde als Tagungs-
ort ausgewählt, um die Belange Afrikas stärker zu gewichten. 
Die ungleiche Verteilung von Lebenschancen zwischen Staaten 
des Südens und des Nordens ist eine wesentliche Ursache von 
Spannungen und gewaltsamen Konflikten. Der Abbau des Pro-
tektionismus, die Entschuldung und gerechte Handelsstrukturen 
sind deshalb eine zentrale Aufgabe des Zukunftsgipfels. Trotz zu 
erwartender Widerstände einflussreicher UN-Mitglieder, werden 
jetzt die Weichen für eine Reform der UN gestellt – damit wird ihre 
Handlungsfähigkeit für den Frieden in der Welt gestärkt.
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Liebe Mitglieder  
und Unterstützer*innen,  

 
es gibt gute Nachrichten: Nach meh- 

reren Wochen Ausmisten, Archivieren 

von Büchern, Broschüren und Ordnern, 

dem Scannen von Unterlagen, Ver-

schenken und Verkaufen von Möbeln 

und Geräten in der Körtestraße und 

Bau- und Sanierungsarbeiten in der 

Frankfurter Allee ist es bald so weit: 

Am 17. Juni 2024 wird die neue  

IPPNW-Geschäftsstelle in Berlin- 

Friedrichshain eröffnet.

Unsere neue Adresse:
IPPNW e.V.  
Frankfurter Allee 3  
10247 Berlin  
(Nähe U Frankfurter Tor)

Vom 27. Mai 2024 bis voraussichtlich 

16. Juni 2024 sind wir aufgrund un- 

seres Umzuges in die neuen Büro- 

räume telefonisch nicht erreichbar.  

Wir bitten um Ihr Verständnis!

Wir ziehen um!

Kommen Sie zur Einweihungsfeier  

am 14. September 2024! 

Herzlich einladen möchten wir Sie im 

Namen der Geschäftsstelle und des 

Vorstands zur der Einweihung unseres 

neuen Büros am 14. September in der 

Frankfurter Allee 3.  

Damit wir besser planen können, bitten 

wir Sie um Anmeldung, wenn Sie an der 

Einweihungsfeier teilnehmen möchten: 

ippnw.de/bit/einweihung


